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Werte Leserin / Werter Leser,

Das Kohäsionsforum vom 26.-27. Juni in Brüssel stellt einen wich-
tigen Meilenstein für die Debatten über die Kohäsionspolitik nach 
2020 dar (#EU7CF). 

Diese Sonderausgabe von Panorama erteilt Vertretern von EU-In-
stitutionen, nationalen Regierungen, regionalen Behörden, ver-
schiedenen Verbänden und Universitäten das Wort. Für ihre 
Beiträge möchten wir ihnen unseren Dank aussprechen. Auch Sie 
können uns gerne für die Rubrik „Mit eigenen Worten“ in einer der 
künftigen Ausgaben des Magazins Ihre Meinung (in höchstens 
300 Worten) senden. 

Strategien für intelligente Spezialisierung kommen in dieser Aus-
gabe mehrfach zur Sprache. Viele Menschen unterstreichen ihre 
Bedeutung und hoffen, dass das Konzept weiterentwickelt wird. 

In der September-Ausgabe, die kurz vor der Europäischen Woche 
der Regionen und Städte veröffentlicht wird, gehen wir näher auf 
das Thema ein. Auch hierzu interessiert uns Ihre Sicht – Ihre 
Erfahrungen, Ergebnisse, Hoffnungen, Zweifel und Vorschläge. 

Bitte schreiben Sie uns an regio-panorama@ec.europa.eu – Ihre 
Meinung zählt!

Viel Freude beim Lesen! 

 AGNÈS MONFRET

Leiterin des Referats Kommunikation, Generaldirektion Regio-
nalpolitik und Stadtentwicklung, Europäische Kommission

mailto:regio-panorama@ec.europa.eu
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Wir befinden uns an einem entscheiden-
den Punkt in der Geschichte unseres 
Kontinents. In den letzten Jahren 

hatte Europa eine Reihe wirtschaftlicher, 
finanzieller und politischer Krisen zu 
bewältigen.

Künftige Historiker werden jedoch sagen, 
dass diese Krisen Europa und die Euro-
päer dazu veranlasst haben, sich die ent-
scheidenden Fragen zu stellen: Welche 
Zukunft für Europa? Wofür soll es stehen? 
Und wie?

Unser größter Fehler wäre, Europa und seine Errungenschaf-
ten als selbstverständlich zu betrachten. Ich glaube, die 
Kohäsionspolitik ist der Zement, der unsere gemeinsamen 
Werte und Ziele zusammenhält; der Fels, auf dem das ruht, 
was wir aufgebaut haben und um das uns die Welt beneidet. 
Deshalb ist diese Ausgabe von Panorama der Zeit nach 2020 
und damit der Kohäsionspolitik von morgen gewidmet.

Sie berichtet über die Ansichten vieler Menschen mit unter-
schiedlichem Hintergrund, darunter mein Kollege Günther 
Oettinger, der für den EU-Haushalt zuständige Kommissar. In 
gewisser Weise gibt Panorama den Auftakt zur Debatte über 
die Zukunft unserer Kohäsionspolitik.

Beim Kohäsionsforum am 26. und 27. Juni werden wir die 
Möglichkeit haben, die Zukunft der Kohäsionspolitik zu erör-
tern und uns darüber auszutauschen, wie sie künftig aussehen 

soll. Unser Ziel ist eine Kohäsionspolitik, die 
jeden einbezieht, die unkompliziert, schnell, 

kostengünstig und flexibler ist und die 
mehr Reformen in den Mitgliedstaaten 
anstoßen kann – ein Ziel, das wir durch 
mehr Anreize und weniger Sanktionen 
erreichen möchten.

Bei unseren Plänen für das nächste 
Jahrzehnt dürfen wir das Wichtigste nie 

aus den Augen verlieren: unsere Pflicht, die 
Wünsche der Europäer soweit wie möglich 

zu berücksichtigen und sicherzustellen, dass 
jeder, egal wo sie oder er lebt, die mit der Union 

verbundenen Vorteile und dieselben Chancen nutzen kann.

Die Kohäsionspolitik ist das Beste, was Europa zu bieten hat, 
ein Europa, dem das Wohl seiner Bürger am Herzen liegt und 
das eine bessere Zukunft für seine Kinder entwickelt. 

CORINA CREŢU 
EU-Kommissarin für Regionalpolitik

EDITORIAL
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Wie wichtig waren die 
Kohäsionsfonds für die estnische 
Bevölkerung seit dem EU-Beitritt 
Estlands?

Die Kohäsionspol i t ik der EU hat 
einen bemerkenswerten Beitrag zur wirt-
schaftlichen Entwicklung und Wettbe-
werbsfähigkeit Estlands geleistet. Die 
Kohäsionspolitik hat, ergänzt durch 
 nationale Finanzmittel, wichtige Struktur-
veränderungen angestoßen, deren 
Umsetzung sonst sehr schwierig oder 
sogar unmöglich gewesen wäre. Unsere 
Erfahrung zeigt, dass die Kohäsionspolitik 
in Verbindung mit einer soliden Wirt-
schaftspolitik zu Konvergenz führt, die 
das wichtigste Ziel der Politik darstellt. 

Es liegen auch viele sehr konkrete, für die 
Esten im Alltag spürbare Ergebnisse des 
Kohäsionsfonds vor, zum Beispiel ein bes-
serer Zugang zu sauberem Trinkwasser, 
verbesserte Straßen und Schienenver-
kehrsdienste sowie ein umfassenderer 
Zugang zu schnellerem Breitbandnetz in 
ganz Estland. Dank der Hilfe durch EU-Fi-
nanzmittel sind 99 % des öffentlichen 
Sektors nun papierlos, wodurch die Esten 
ihre Alltagsgeschäfte mit dem Staat 
online abwickeln können. Die Mittel der 
Kohäsionspolitik haben das Export- und 
Innovationswachstum angeregt, die 
Anzahl der Exportunternehmen hat 

 zugenommen, und Unternehmen legen 
größeren Wert auf Innovation und Pro-
duktentwicklung. Zahlreiche Schulen, 
Universitäten und Krankenhäuser wurden 
modernisiert. Die Kohäsionsfonds haben 
zudem rund 95 000 Menschen geholfen, 
Beschäftigung zu finden. Die Esten spü-
ren daher die Vorteile der Mittel der 
Kohäsionspolitik sehr genau, die bei der 
Schaffung und Erhaltung von Arbeits-
plätzen, der Steigerung der Produktivität 
und der Konvergenz Estlands helfen.

Welche Vorteile hat Estland seit dem 
Beitritt durch die Zusammenarbeit 
mit anderen Mitgliedstaaten und 
EU-Regionen erfahren? Gibt es 
Beispiele für Erfahrungswerte, die 
Estland jetzt anwendet?

Die Zusammenarbeit mit anderen Mit-
gliedstaaten ist bei der Bewältigung 
grenzüberschreitender und mehrere 
Staaten betreffender Herausforderun-
gen entscheidend. Ein gutes Beispiel 
sind die Programme der europäischen 
territorialen Zusammenarbeit. Sie sind 
für Regionen und Organisationen wich-
tig, die regionalen grenzüberschreiten-
den Herausforderungen wie dem Schutz 
der Ostsee gegenüberstehen oder 
Lösungen für europaweite gemeinsame 
Probleme in unterschiedlichen Bereichen 
benötigen, z. B. für Energieeffizienz. 

Durch nahtlose physische und digitale 
Verknüpfungen können die Mitgliedstaa-
ten die wirtschaftlichen Vorteile des 
Binnenmarktes nutzen und die Wettbe-
werbsfähigkeit der EU erhöhen. Wir 
haben gute Erfahrungen und greifbare 
Ergebnisse bei der Entwicklung gren-
züberschreitender digitaler Dienste, z. B. 
zwischen Estland und Finnland, gemacht 
und sehen hier enormes Potenzial für 
ganz Europa. Die Entwicklung einer 
neuen schnellen europäischen Bahnver-
bindung, „Rail Baltica“, ist ein Beispiel für 
die Zusammenarbeit mit mehreren 
Staaten, nicht nur den Nachbarländern, 
die vom Bau dieses fehlenden Teils des 
mitteleuropäischen Schienennetzes 
betroffen sind. Das hat uns gelehrt, dass 
die Schaffung eines gemeinsamen Ver-
ständnisses der Vorteile solcher Projekte 
für Bürger und Unternehmen in unter-
schiedlichen Ländern entscheidend ist.

Im zweiten Halbjahr 2017 hat Estland 
erstmals seit dem Beitritt im Jahr 
2004 die Präsidentschaft des Rates der 
Europäischen Union inne. Wie nimmt 
Estland diese Gelegenheit wahr?

Estland erhält zu einem für die EU 
wesentlichen Zeitpunkt die EU-Ratsprä-
sidentschaft. Die EU muss nicht nur mit 
einer Stimme sprechen, sondern auch so 
handeln, denn nur so zeigt die Einheit 

Gemeinsame 
Möglichkeiten im 
In- und Ausland 
Angesichts der Vorbereitungen zur Übernahme der 
EU-Präsidentschaft in diesem Jahr erklärt der 
estnische Ministerpräsident Jüri Ratas die 
Bedeutung der Kohäsionspolitik für sein Land 
und seine Bürger und wie Europa insgesamt 
künftig von ihr profitieren kann.
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ihren echten Wert. Das Ziel unserer Prä-
sidentschaft ist es, uns für eine weitere 
Stärkung der EU einzusetzen, damit ihre 
Vorteile endlich in allen Ländern, Städten, 
Gemeinden und Familien ankommen. Die 
Präsidentschaft ist eine sehr verantwor-
tungsvolle Aufgabe, da die EU ein 
untrennbarer Teil unseres Alltagslebens 
geworden ist. 

Welche besonderen Herausforderungen 
stellt die Präsidentschaft für Ihr Land 
dar und wie wurde dadurch die 
Festlegung der Prioritäten für die 
Präsidentschaft beeinflusst?

Das wichtigste Ziel für die estnische Prä-
sidentschaft ist, die Geschlossenheit und 
Entscheidungsfreude der EU beizubehal-
ten. Die EU beruht auf den vier Grund-
freiheiten und einem gemeinsamen 
Verständnis von Frieden und Wohlstand. 
Vor diesem Hintergrund streben wir an, 
Themen zu bearbeiten, die dazu beitra-
gen, ein Europa mit offener und innova-
tiver Wirtschaft aufzubauen und zu 
fördern, Europa zu schützen, ein digita-
les Europa und den freien Datenverkehr 
zu stärken und sicherzustellen, dass 
die Aktivitäten der EU integrativ und 
 nachhaltig sind.

Welche Prioritäten zeichnen die 
estnische Präsidentschaft im Bereich 
der Kohäsionspolitik aus und wie 
werden Sie vorgehen?

Wir haben im Bereich der Kohäsionspoli-
tik zwei Prioritäten. Zunächst möchten 
wir die Diskussionen über die Zukunft der 
Kohäsionspolitik im Rat vorantreiben. Wir 
freuen uns auf den 7. Kohäsionsbericht, 
Vorschläge der von Siim Kallas angeführ-
ten Hochrangigen Gruppe zur Vereinfa-
chung, das Reflexionspapier zur Zukunft 
der EU-Finanzen und vieles mehr. Die 
zweite Priorität ist, die sogenannten 
„Omnibus-Verordnung“ voranzubringen, 
deren Ziel die Vereinfachung der Politik 
ist. Es handelt sich um einen recht kom-
plexen Vorgang, wir tun aber unser 
 Bestes, um voranzukommen. 

Welche Weiterentwicklung erwarten 
Sie für die Prioritäten und 
Durchführungsmechanismen nach 
2020? Welche Erwartungen haben Sie 
an das Ende Juni in Brüssel 
stattfindende Kohäsionsforum?

Als einzige EU-Politik, die Stabilität und 
Finanzmittel für langfristige Strukturre-
formen bereitstellt, ist die Kohäsionspo-
litik ein wichtiger Politikbereich. Ohne sie 
würden sich viele Reformen und der 
wirtschaftliche Fortschritt in den Mit-
gliedstaaten und Regionen verzögern. In 
der Diskussion über die Effizienz der 
Kohäsionspolitik müssen wir ihre Verein-
fachung, eine stärkere Ergebnisorientie-
rung und ihre Harmonisierung innerhalb 
der Politik und im Zusammenspiel mit 
anderen EU-Finanzierungsinstrumenten 
erwägen. Das Kohäsionsforum im Juni 
ist eine glänzende Gelegenheit zu dis-
kutieren, wie die Kohäsionspolitik für 
Europa am besten funktioniert. 

Die EU muss nicht nur mit einer Stimme sprechen, 
sondern auch so handeln, denn nur so zeigt die Einheit 

ihren echten Wert. 

Es liegen viele sehr konkrete, für die Esten 
im Alltag spürbare Ergebnisse des 

Kohäsionsfonds vor. 
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EU-Regionen nähern sich wieder an
Dieser Artikel legt dar, wie sich regionale 
Ungleichheiten in der EU seit dem Jahr 2000 
verändert haben. Die EU setzt sich dafür ein, etwaige 
Ungleichheiten zu verringern. Die Kohäsionspolitik 
stellt daher weniger entwickelten Regionen mehr 
Unterstützung zur Verfügung, damit sie aufholen 
können. Der bevorstehende 7. Kohäsionsbericht 
enthält eine ausführlichere Analyse. 

Mehr als ein Viertel (27 % der EU-Gesamtbevölkerung) der 
EU-Bürger wohnte im Jahr 2015 in einer Region mit einem BIP 
pro Kopf (KKS), das gemäß den zuletzt von Eurostat veröffent-
lichten Daten unter 75 % des EU-Durchschnitts (siehe Karte) lag. 

Die meisten dieser Regionen liegen in mittel- und osteuropäi-
schen EU-Mitgliedstaaten, aber auch in Griechenland, Süditalien, 
Portugal sowie in zahlreichen Regionen in äußerster Randlage. 
Alle Regionen in Bulgarien und Rumänien, mit Ausnahme der 
Hauptstadtregionen Yugozapaden und Bukarest- Ilfov, liegen bei 
unter 50 % des EU-Durchschnitts. 

Im Verhältnis zum EU-Durchschnitt konnten alle mittel- und 
osteuropäischen Mitgliedstaaten ihr BIP pro Kopf zwischen 
2000 und 2015 trotzdem steigern. Deutliche Anstiege sind 
allgemein in Hauptstadtregionen zu beobachten, so auch in 

Bulgarien und Rumänien, wo sich das BIP pro Kopf im Ver-
hältnis zum EU-Durchschnitt verdoppelt hat, und in der 
 Slowakei, wo es sich fast verdoppelt hat.

Aufgrund der Wirtschaftskrise hat sich die Lage in griechi-
schen Regionen verschlechtert. Im Jahr 2011 hatten vier der 
13 Regionen ein BIP pro Kopf von über 75 % des EU- 
Durchschnitts. Im Jahr 2015 sind es nur noch zwei: die Haupt-
stadtregion Attiki (95 %) und die Südliche Ägäis (75 %). Italien 
hat ebenfalls unter der Krise gelitten. Im Jahr 2011 vermel-
deten fünf Regionen ein BIP pro Kopf von unter 75 % des 
EU-Durchschnitts, im Jahr 2015 sogar sieben. 

In Portugal liegen lediglich zwei Regionen über dem Schwellen-
wert von 75 %: die Metropolregion Lissabon (103 %) und die 
Algarve (79 %). Seit 2011 hat sich dort kaum etwas verändert.

Konvergenz wieder auf dem richtigen Weg

Die aktuellen Daten zum BIP zeigen, dass der Konvergenz-
prozess in europäischen Regionen, der durch die Krise unter-
brochen wurde, langsam wieder Fahrt aufnimmt. Vor der Krise 
gingen die Ungleichheiten zwischen den regionalen Volkswirt-
schaften in der EU zurück (der Variationskoeffizient der regi-
onalen BIP pro Kopf sank zwischen 2000 und 2008 um 12 %), 
da die Regionen mit dem geringsten BIP pro Kopf schneller 
als der Durchschnitt wuchsen und gegenüber wohlhabenderen 
Regionen aufholten. 

VARIATIONSKOEFFIZIENT FÜR BIP PRO KOPF, BESCHÄFTIGUNGSQUOTE (20/64), ARBEITSLOSENQUOTE, 
EU/28 NUTS-2-REGIONEN, 2000/2016

60

80

100

120

2000     2001     2002    2003    2004    2005     2006    2007    2008    2009    2010    2011    2012    2013    2014    2015    2016

ArbeitslosenquoteVariationskoeffizient, 2000-100 Beschäftigungsquote BIP pro Kopf
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Dieser Trend scheint durch die Krise gestoppt worden zu sein. 
Zwischen 2008 und 2015 wurden die regionalen Ungleichheiten 
etwas größer (der Variationskoeffizient stieg um 4 %), blieben 
jedoch deutlich unter dem Niveau im Jahr 2000. Zwischen 2014 
und 2015 wurden die Ungleichheiten wieder geringer, allerdings 
ist noch nicht absehbar, ob der Trend anhält. 

Die Ungleichheiten bei der Beschäftigungsquote wurden seit 
2013 verringert, allerdings lag aufgrund der Krise zuvor ein 
erheblicher Anstieg vor. Die Ungleichheiten liegen hier noch 
immer deutlich über den Werten vor der Krise. Die Ungleichheiten 
bei regionalen Arbeitslosenquoten steigen hingegen weiter, seit 
2012 wurde der Anstieg jedoch entschleunigt.  

BIP pro Kopf (KKS), 2015

Die Werte für die zwei Regionen in Irland wurden anhand der nationalen Werte geschätzt.

Quelle: Eurostat, GD REGIO
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Anforderungen an die künftige 
EU-Kohäsionspolitik
In einer Zeit der EU-Skepsis vieler 
Menschen und angesichts neuer 
globaler Herausforderungen 
wächst die Bedeutung der 
europäischen Kohäsionspolitik. 
Sie ist Ausdruck unserer 
Wertegemeinschaft und gelebter 
Solidarität zwischen 
Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union. Zahlreiche Projekte in 
allen Mitgliedstaaten und 
Regionen wirken direkt vor Ort. 

Es zeichnet sich schon jetzt ab, dass 
uns der künftige mehrjährige 
Finanzrahmen der EU vor beson-

dere Herausforderungen stellt. Er wird 
die Gewichtung der europäischen Politik 
teilweise verschieben. Alle Ausgabenbe-
reiche müssen angesichts voraussicht-
lich geringer werdender Mittel und 
demnach erforderlicher Kürzungen ihren 
Beitrag leisten – auch die Kohäsionspo-
litik. Die Förderung aus den EU-Struk-
tur-und Investit ionsfonds muss in 
Zukunft noch effizienter und besser 
 eingesetzt werden als bisher. 

Wegen ihrer elementaren Rolle bei der 
Stärkung des wirtschaftlichen, sozialen 
und territorialen Zusammenhaltes der 
EU bleibt die Kohäsionspolitik jedoch auch 
künftig ein Investitionsbereich von heraus-
ragender Wichtigkeit und ein zentrales 
Element der EU-Wir tschafts- und 
Beschäftigungspolitik. Auch in Zukunft 
sollen alle Regionen innerhalb der Euro-
päischen Union – differenziert nach ihrer 
jeweiligen strukturellen Entwicklung und 
entsprechend ihrer regionalen Bedürfnisse 
– von der Kohäsionspolitik unterstützt 
werden. Dabei bleibt es das wichtigste 
Ziel, den Rückstand stark benachteiligter 
Gebiete zu verringern. Gleichzeitig soll die 
Kohäsionspolitik aber auch Mittel bereit-
stellen, die den Regionen dabei helfen, 
neuen Herausforderungen wie z. B. Migra-
tion oder dem demographischen Wandel 
wirksam begegnen zu können. Kohäsions-
politik fördert im Rahmen der fondsspe-
zifischen Ziele intelligentes, nachhaltiges, 
innovatives und integratives Wachstum 
sowie Beschäftigung. Die in der laufenden 
Förderperiode eingeführte stärkere 
 thematische Konzentration wollen 
wir fortführen. 

Kohäsionspolitik kann langfristig nur 
dann erfolgreich sein, wenn wir gleich-
zeitig für die richtigen makroökonomi-
schen Rahmenbedingungen sorgen. 
Deshalb sollen künftig ein weiterer 
Schwerpunkt die Strukturreformen 
in den Mitgliedstaaten sein, denn 
diese benötigen mehr Unterstützung. 
EU-Strukturfonds können hier als wich-
tiger Hebel für notwendige Strukturre-
formen fungieren. Dafür müssen wir die 
Kohäsionspolitik noch enger mit der 
wirtschaftspolitischen Koordinierung der 
EU verknüpfen und wirksame Anreize für 
Strukturreformen setzen. Dazu gehört 
aus unserer Sicht neben einer Stärkung 
der Ex-ante-Konditionalitäten auch eine 
engere und systematischere Verzah-
nung mit den länderspezifischen Emp-
fehlungen, die durch die Kohäsionspolitik 
adressiert werden können.

Es steht fest, dass die Anforderungen 
an das bestehende Verwaltungs- und 
Kontrollsystem vereinfacht werden 
 müssen. Dabei wäre es sinnvoller, die 
Förderung innerhalb des bestehenden 
Rechtsrahmens zu vereinfachen, statt 
erneut eine komplette Systemumstel-
lung zu avisieren. Dazu gehört auch ein 
neuer, differenzierter Ansatz. Er sollte 
anhand objektiver und nichtdiskriminie-
render Kriterien den bestehenden gro-
ßen Unterschieden zwischen einzelnen 
Mitgliedstaaten besser gerecht werden, 
als das heute der Fall ist. 

Brigitte Zypries 
Bundesministerin für 

Wirtschaft und Energie 
Deutschland

Kohäsionspolitik kann 
langfristig nur dann erfolgreich 

sein, wenn wir gleichzeitig für die 
richtigen makroökonomischen 

Rahmenbedingungen sorgen.
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Die Ansichten Zyperns zur 
Kohäsionspolitik nach 2020
Die aktuellen und 
bevorstehenden Diskussionen 
über die Kohäsionspolitik nach 
2020 werden gegenüber den 
Gesprächen für den Zeitraum 
2014-2020 in einem stark 
veränderten Umfeld geführt. 

Die Halbzeitbewertung des mehr-
jährigen Finanzrahmens, die 
Debatten über die Zukunft der 

Ausgaben und Finanzierung der EU nach 
2020 und die bevorstehenden Verhand-
lungen über den Brexit sorgen für 
schwierige und einzigartige Umstände 
für die Diskussion über die Zukunft der 
Kohäsionspolitik. 

Die Kohäsionspolitik nach 2020 sollte 
weiterhin der Verringerung regionaler 
Ungleichheiten dienen. Sie sollte im MFR 
nach 2020 daher weiterhin hohe Priori-
tät genießen. In kleinen Mitgliedstaaten 
wie Zypern ist eine starke Kohäsionspo-
litik von großer Bedeutung, da die nega-
t iven Auswirkungen der jüngsten 
Wirtschafts- und Finanzkrise die Wett-
bewerbsfähigkeit und das Wachstum-
spotenzial ernsthaft beeinträchtigt 
haben und ernste finanzielle Einschrän-
kungen auferlegten. 

Die künftige Kohäsionspolitik sollte 
neben ihrem Fokus auf Ungleichheiten 
auch in der Lage sein, verschiedene 
soziale, territoriale und wirtschaftliche 
Gegebenheiten in den Mitgliedstaaten 
anzugehen. Die bevorstehenden Dis-
kussionen über die Zuteilungsregeln 
der kommenden Kohäsionspolitik und 
ihre thematische Konzentration könn-
ten daher auch einige neue Möglich-
keiten wie die Einführung spezifischer 
Kriterien im Hinblick auf nationale bzw. 
regionale Bedürfnisse und Besonder-
heiten beinhalten. 

Gleichzeit ig sol lte der Trend, die 
Kohäsionspolitik an den übergeordne-
ten Zielen der EU für Wachstum und 
Beschäftigung nach 2020 auszurich-
ten, fortgesetzt werden. Die Kohärenz 
und Vereinbarkeit mit dem Europäi-
schen Semester sollten weiter gestärkt 
werden. 

Für die kommenden Finanzierungsva-
rianten bildet ein stärkerer Impuls für 
eine intensivere Nutzung der Finanzie-
rungsinstrumente eine gute Grundlage 
für die Fokussierung von Investitionen 
auf die Prioritäten der EU. Die Finanzie-
rungsinstrumente erhalten nach 2020 
zunehmende Bedeutung, da sie in 
Bezug auf Effizienz und Nachhaltigkeit 
der öffentlichen Mittel erhebliche 
 Vorteile bieten. 

Eine weitere Herausforderung der künf-
tigen Kohäsionspolitik ist, ihre Leistun-
gen für die Gesellschaft sichtbarer zu 
machen. Die Bedeutung der Politik für 
die wir tschaftlichen und sozialen 
Aspekte des Alltagslebens der Bürger 
sollte sorgfältiger kommuniziert werden, 
besonders in den Mitgliedstaaten am 
geografischen Rand der EU. 

Die laufenden Bemühungen, die Verfah-
ren der Kohäsionspolitik zu vereinfachen 
und die Anforderungen an Kontrolle, 
Überwachung und Berichterstattung zu 
straffen, wird den Zugang der Bürger zur 
Kohäsionspolitik verbessern und sie im 
Hinblick auf Verfahren und Bürokratie 
weniger einschüchtern.  

Harris Georgiades 
Finanzminister 

Zypern

Die Finanzierungsinstru-
mente erhalten nach 

2020 zunehmende Bedeutung, 
da sie in Bezug auf Effizienz 

und Nachhaltigkeit der 
öffentlichen Mittel erhebliche 

Vorteile bieten.
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Wie kann der kommende 
Finanzierungszeitraum besser mit 
aktuellen politischen und 
wirtschaftlichen Herausforderungen 
in Einklang gebracht werden?

Genau diese Frage soll der von der Kom-
mission eingeleitete Reflexionsprozess 
über die Zukunft der EU-27 beantworten. 
Ich erarbeite mit meiner Kollegin Kom-
missarin Creţu ein Reflexionspapier über 
die Zukunft der EU-Finanzen. Es wird, 
gemeinsam mit anderen Papieren zu den 
politischen und wirtschaftlichen Prioritä-
ten der EU, einen Beitrag zur Debatte 
über die Zukunft Europas leisten: die sozi-
ale Dimension Europas, Globalisierung, 
Verteidigung und die Zukunft der Wirt-
schaft- und Währungsunion (WWU). Es 
beschreibt die zahlreichen Probleme, 
Optionen und Kompromisse, die wir ein-
gehen müssen, je nachdem welches Sze-
nario wir für die Zukunft der EU wählen. 

Ich hoffe auf eine positive Debatte. Ich 
denke, dies ist möglich, solange der 
EU-Haushalt stärker an den politischen 
Prioritäten ausgerichtet wird und sich 
auf Programme und Politikbereiche mit 
eindeutigem europäischen Mehrwert 
fokussiert. Unser Grundprinzip sollte 

„Kein Euro wird ohne Mehrwert für die 
EU ausgegeben“ lauten und klarstellen, 
dass Europa wirtschaftliche und politi-
sche Herausforderungen gemeinsam am 
besten löst.

Wie kann die Kohäsionspolitik nach 
2020 zum Wachstum der 
europäischen Wirtschaft beitragen?

Die Kohäsionspolitik ist ein Motor für 
Wirtschaftswachstum und Beschäfti-
gung und hat vielen Regionen geholfen, 
sich zu entwickeln. Daher verfügt sie 
eindeutig über einen europäischen 
Mehrwert. Während und nach der Wirt-
schafts- und Finanzkrise hat sie in 
 vielen Regionen größere Störungen 

 verhindert. Daher muss diese Politik ein 
wesentlicher Bestandteil des künftigen 
EU-Haushalts bleiben. Doch wir müssen 
überlegen, ob wir ihren Mehrwert für 
die EU durch eine noch stärkere Kon-
zentration auf Projekte, die erheblich 
zu den EU-Prior itäten, besonders 
Wachstum und Beschäftigung, beitra-
gen, steigern können. Eine wesentliche 
Frage ist , ob wir uns stärker auf 
bedürftige Regionen konzentrieren soll-
ten. Wir müssen überlegen, wie wir 
Regionen helfen können, die durch Glo-
balisierung und technologischen Wan-
del beeinträchtigt sind. Schließlich 
müssen wir die Durchführungsvor-
schriften vereinfachen, um den Verwal-
tungsaufwand für alle zu verringern. 

Gemeinsam wirt-
schaftliche und 
politische Heraus-
forderungen 
meistern
Günther Oettinger, EU-Kommissar für Haushalt und 
Personal, spricht über die künftige Rolle der Kohäsi-
onspolitik im EU-Haushalt.

 Ich freue mich besonders über die 
allgemeine Anerkennung der wichtigen Rolle, 

die der EU-Haushalt in der europäischen 
Einigung spielt, da er Stabilität bewirkt und 

ein Ausdruck der Solidarität und der 
Gemeinsamkeit ist. 
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Aufgrund aktueller Erfahrungen glaube 
ich, dass die Kohäsionspolitik in Kombi-
nation mit einem konjunkturfördernen 
nationalen Wirtschaftsrahmen am 
effektivsten ist, d. h., wenn Strukturre-
formen durchgeführt werden, die den 
Rechtsrahmen, die Verwaltungskapazi-
täten und das Geschäftsumfeld, die 
erforderlich sind, sicherstellen. Für mich 
sollte folglich die Verknüpfung der 
Kohäsionspolitik und der wirtschaftspo-
litischen Steuerung im kommenden 
Finanzrahmen verstärkt werden. 

Wie kann die Kohäsionspolitik der 
EU helfen, sich ihren Bürgern wieder 
anzunähern?

Die Kohäsionspolitik kann ihren Wert für 
die EU-Bürger am besten zeigen, indem 
sie deren Bedürfnisse und Erwartungen 
erfüllt: Beschäftigung und Wachstum 
ankurbeln und neue Prioritäten wie 
Energiesicherheit , Migration sowie 
 Verteidigung und Sicherheit angehen.

Die Ergebnisse der Kohäsionspolitik 
wirksam zu kommunizieren, ist ebenfalls 
entscheidend. Kommunikation ist eine 
gemeinsame Verantwortung der Mit-
gliedstaaten und lokaler und regionaler 
Behörden. Die Verordnungen beinhalten 

eine rechtliche Verpflichtung, Informa-
tionen über durch die Kohäsionspolitik 
finanzierte Projekte zu veröffentlichen. 
Es ist aber auch wichtig, die richtigen 
Distributionskanäle zu finden und das 
richtige Publikum anzusprechen, damit 
die Nachricht über die Vorteile der 
EU-Unterstützung auch ankommt.

Die erforderlichen Maßnahmen müssen 
alle vorhandenen Instrumente nutzen, mit 
den nationalen, regionalen und lokalen 
Behörden abgestimmt sein und ein Gleich-
gewicht zwischen Medienkampagnen und 
öffentlichen Debatten/Veranstaltungen 
finden, die öffentlichkeitswirksam sind 
und den Bürgern Gelegenheit geben, ihre 
Meinung zu sagen.

Viele Menschen und Verbände mit 
unterschiedlichen Interessen haben 
ihre Meinung zum künftigen 
mehrjährigen Finanzrahmen 
hinterlegt. Sehen sie einen oder 
mehrere gemeinsame Nenner in diesen 
Stellungnahmen und wenn ja, welche?

Ich freue mich besonders über die allge-
meine Anerkennung der wichtigen Rolle, 
die der EU-Haushalt in der europäischen 
Einigung spielt, da er Stabilität bewirkt 
und ein Ausdruck der Solidarität und der 

Gemeinsamkeit ist. Die Forderung, der 
Haushalt müsse schneller auf sich ver-
ändernde politische Prioritäten reagieren 
und sich den EU-Bürgern annähern, ist 
sicherlich ein  gemeinsamer Nenner.

Es handelt sich natürlich um berechtigte 
Erwartungen, die aber auf unterschied-
liche Art und Weise erreichbar sind. Zu 
diesem Zeitpunkt habe ich keine vorge-
fassten Ideen, wie der künftige Mehr-
jähriger Finanzrahmen (MFR) aussehen 
soll. Es ist dafür einfach zu früh. Ich 
habe zwar meine Prioritäten, aber es ist 
wichtig, weiterhin offen für die Meinun-
gen aller Akteure zu sein und die Ergeb-
nisse der öffentlichen Debatte über die 
Zukunft der EU-27 abzuwarten. 

 Die Ergebnisse der Kohäsionspolitik 
wirksam zu kommunizieren, ist entscheidend.  

Kommunikation ist eine gemeinsame 
Verantwortung der Mitgliedstaaten und lokaler 

und regionaler Behörden. 
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Kohäsionspolitik: ein echter Mehrwert 
für die Regionen 

Angesichts der Unzufriedenheit 
in Europa – den vielen 
aktuellen Krisen nach zu 
urteilen – muss die Europäische 
Union aus ihren wirksamsten 
politischen Maßnahmen 
Kapital schlagen. Dabei hat 
sich die Kohäsionspolitik als 
zentrales Element wiederholt 
als Politik erwiesen, die der EU 
bei der Wiederherstellung ihres 
guten Rufs helfen kann. 

Die Programmplanung für 2014-
2020 stärkte die Union als wichti-
ges Investit ionstool und als 

wesentlicher Mechanismus zur Umset-
zung der europäischen Agenda. Als Kata-
lysator für öffentliche und private 
Investitionen in europäische Projekte und 
Kooperationen mit hoher Wertschöpfung 
ermöglicht die Kohäsionspolitik eine grö-
ßere Solidarität zwischen der EU, den 
Mitgliedstaaten und ihren Regionen, und 
insbesondere zwischen den Regionen, 
Unternehmen und Bürgern. 

Das Forum bietet nun der Wallonie Gele-
genheit, zusammen mit den zahlreichen 
Befürwortern der Politik den durch die 
Kohäsionspolitik erzeugten Mehrwert 
herauszustellen. 

Im Programmplanungszeitraum 2007-
2013 wurden in der Wallonie durch 
 Maßnahmen zur Unterstützung von Unter-
nehmen und zur Schaffung von Arbeits-
plätzen, die vom Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung finanziert wurden, 
10 996 Arbeitsplätze geschaffen und 
401 Forscher für Forschungs- und Ent-
wicklungstätigkeiten rekrutiert. Inzwischen 
haben eine Million Teilnehmer, von denen 

die meisten einen besonders schlechten 
Zugang zu Beschäftigungsmöglichkeiten 
hatten, bei Initiativen des Europäischen 
Sozialfonds Unterstützung oder Schulun-
gen erhalten. 

Es muss auch betont werden, wie 
wichtig ein integrierter Ansatz für die 
regionale Entwicklung, starke Ökosys-
teme und Kooperationen mit anderen 
europäischen Regionen und insbeson-
dere die Ausarbeitung einer regionalen 
Strategie für intelligente Spezialisie-
rung ist, die sich als bemerkenswert 
wirksames Koordinierungsinstrument 
erwiesen hat . Dieser Ansatz muss 

 aufrechterhalten und weiterentwickelt 
werden, damit die Kohäsionspolitik als 
wichtiger Mechanismus für bereits in 
der EU vorhandene regionale Strate-
gien dienen kann. 

Innerhalb des Rahmens der durch das 
„Weißbuch zur Zukunft Europas“ einge-
leiteten Arbeit muss die Kohäsionspolitik 
unbedingt im Zentrum der Debatte blei-
ben. Während die 28, bald 27 Mitglied-
staaten die Essenz des europäischen 
Projekts wiederherzustellen versuchen, 
darf die EU durch die Vernachlässigung 
des Solidaritätsgedankens ihren eigenen 
Bürgern nicht fremd werden. Im Gegen-
teil: Sie muss die Solidarität stärken, um 
ihre bislang größte Herausforderung zu 
meistern – die Entstehung einer EU, die 
stark in ihrem vielfältigen Erbe und ihrer 
gemeinsamen Zukunft ist und „mit einer 
Stimme in all ihren Sprachen aus all 
ihren Seelen spricht“. 

Paul Magnette 
Ministerpräsident der Wallonie 

Die Kohäsionspolitik hat 
sich als zentrales Element 

wiederholt als Politik 
erwiesen, die der EU bei der 

Wiederherstellung ihres guten 
Rufs helfen kann. 
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Anpassungen vornehmen und 
Wachstum fördern

Entwicklungen im Rahmen der 
Kohäsionspolitik bedeuten 
einen Richtungswechsel, der 
darauf beruht, die Bedeutung 
des territorialen Ansatzes für die 
regionale Entwicklung 
anzuerkennen. 

Die griechische und europäische 
Wirtschaft sind zugleich eng mit 
den Entwicklungen der Weltwirt-

schaft verknüpft. Das Ausmaß der Krise 
und die enge Verzahnung der europäi-
schen Volkswirtschaften erfordern eine 
neue Form der internationalen Verstän-
digung und koordinierte Maßnahmen. 

Die Kohäsionspolitik ist hierfür einer 
der Grundpfeiler. Kreta und andere 
griechische Regionen haben erheblich 
davon profitiert, dass in den vergan-
genen zwanzig Jahren rund 64 Milli-
arden EUR an EU-Mitteln in unser Land 
geflossen sind. 

Diese Mittel haben zur Stärkung der Inf-
rastruktur, des Unternehmertums, zur 
Modernisierung der Verwaltung und zur 
Verbesserung der Humanressourcen bei-
getragen. Gemäß dem Evaluierungsbe-
r i ch t  20 07-2013 bewir k ten  d ie 
 Strukturfonds besonders in den Konver-
genzregionen einen Anstieg des BIP um 
4 %. Es wurden außerdem 122 000 neue 

KMU gegründet und 322 000 Arbeits-
plätze geschaffen. Mithilfe aller Fonds 
wurden sogar 940 000 neue Arbeits-
plätze geschaffen. 

Die Kohäsionspolit ik ist gefordert , 
einen erheblichen Beitrag zur Erholung 
nationaler und regionaler Volkswirt-
schaften zu leisten, da viele europäi-
sche Regionen von der Wirtschaftskrise 
betroffen sind. Der Rechtsrahmen für 
2014-2020 bestärkt uns sogar, die 
verfügbaren Mittel für jene Sektoren 
und Tätigkeiten einzusetzen, die das 
höchste Wachstum versprechen. Der 
Mehrwert und die Wirksamkeit der 
Kohäsionspolitik werden nun von Ent-
scheidungsträgern, Akademikern und 
anderen Beteiligten diskutiert.

Ich möchte als Vertreter Kretas – einer 
europäischen Inselregion – betonen, 
dass die Kohäsionspolitik entscheidend 
für die Entwicklung europäischer Regi-
onen und den Wohlstand der Bürger ist. 
Sie ist einer der Grundpfeiler der EU und 
muss nach dem jetzigen Planungszeit-
raum fortgeführt werden. Tatsächlich 
sollte die Möglichkeit zusätzlicher 
Unterstützung geprüft werden, damit 
sie ihre Aufgabe erfüllen kann. 

Alle Vertreter europäischer Regionen 
stehen daher in der Pflicht, die Vorteile 
und die Bedeutung dieser Politik her-
vorzuheben, um sie vor kurzsichtigen 
politischen Überlegungen zu schützen. 
Wir sind bereit , einen konstruktiven 
Dialog aufzunehmen, in dem erforder-
liche institutionelle Anpassungen, 
 Verfahrensvereinfachungen und stra-
tegische Optionen ermittelt werden, 
die zur Stärkung der Kohäsionspolitik 
führen und eine offensichtliche Wir-
kung auf europäischer und internatio-
naler Ebene haben. 

Stavros Arnaoutakis 
Gouverneur von Kreta

Die Kohäsionspolitik ist 
gefordert, einen erheblichen 

Beitrag zur Erholung nationaler 
und regionaler Volkswirtschaften 

zu leisten. 
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Kohäsionspolitik ist für eine breite 
Innovationskapazität in Schweden 
unverzichtbar

Aufgrund der aktuellen Spannungen in der EU ist eine robuste 
Kohäsionspolitik wichtiger als je zuvor.

Die EU steht derzeit vor großen 
 Herausforderungen. Der Flücht-
lingsstrom stellt für einzelne Mit-

gliedstaaten und die europäische 
Zusammenarbeit eine enorme Belastung 
dar, und das Ergebnis des britischen Refe-
rendums stellt die europäische Geschlos-
senheit noch zusätzlich auf die Probe. Die 
EU muss zudem globale Herausforderun-
gen wie Klimawandel, Verstädterung, 
alternde Bevölkerung und strukturelle 
Probleme am Arbeitsmarkt aufgrund 
rasanter technischer Entwicklungen 
bewältigen, die im kommenden Finanz-
rahmen zu berücksichtigen sind. 

Die aktuelle Kohäsionspolitik geht 
bereits viele dieser Herausforderungen 
an und trägt zu der für konkrete Ergeb-
nisse wichtigen Mobilisierung auf lokaler 
und regionaler Ebene bei. Ich bin über-
zeugt, dass diese Politik auch im kom-
menden mehrjährigen Finanzrahmen 
eine wichtige Rolle einnehmen sollte. 

Lokale Behörden und Regionen sind über 
die Kohäsionspolitik mit dem europäi-

schen Projekt verbunden. Auf lokaler 
Ebene wird die EU durch diese Investiti-
onen für die Bürger sichtbar und kann 
etwas für sie bewirken. Die Kohäsions-
politik kann dazu beitragen, einen Teil 
der verlorenen Glaubwürdigkeit der 
EU wiederherzustellen.

Der Europäische Sozialfonds (ESF) hat in 
Schweden die zahlreichen neuen 
 Einwanderer in vielen Gemeinden und 
Regionen unterstützt. Z. B. wurden Bera-
tungsmaßnahmen und Sprachkurse 
finanziert, um qualifizierten Einwander-
innen bei der Arbeitssuche zu helfen. Wir 
von SALAR sind jedoch der Meinung, dass 
einige Änderungen erforderlich sind.

Wir glauben, dass die Mittel noch wirk-
samer zur Unterstützung von Integrati-
onsinitiativen eingesetzt werden können. 
Wir befürworten die Einrichtung einer 
besonderen Beschäftigungsinitiative im 
ESF für neue Einwanderer ähnlich der 
Beschäftigungsinitiative für junge Men-
schen, die im aktuellen Planungszeitraum 
von der Kommission eingeführt wurde. 

Eine solche Initiative würde in jenen 
Mitgliedstaaten und Regionen einge-
setzt, die am meisten Flüchtlinge auf-
genommen haben, und darauf abzielen, 
die Voraussetzungen für die Integration 
und Schulung dieser Zielgruppe zu 
schaffen. So würde der ESF den Bedarf 
an Kompetenzen und Qualifikationen 
regional decken.

Die Kohäsionspolitik ist auch für die 
Unterstützung des Innovationsgeistes 
der Regionen wichtig. Intelligente Spe-
zialisierung ist eine besonders erfolg-
reiche Arbeitsweise, um Mittel regional 
zu bündeln. Sie beruht auf den beson-
deren Stärken jeder Region und ist für 

die Entwicklung in ganz Europa ent-
scheidend. Ein stärkerer Fokus auf 
intelligente Spezialisierung im nächsten 
Planungszeitraum würde zu einer 
 engeren Verknüpfung von Projekten, 
besseren Synergien mit anderen 
EU-Programmen und zu einer stärkeren 
Komplementarität und Zusammenar-
beit in ganz Europa führen. 

Lena Micko 
Präsidentin des schwedischen 

Verbands der lokalen 
und regionalen 

Gebietskörperschaften (SALAR)

Lokale Behörden und 
Regionen sind über die 

Kohäsionspolitik mit dem 
europäischen Projekt 

verbunden. Die EU wird auf 
lokaler Ebene sichtbar und 
bewirkt durch Investitionen 

etwas für die Bürger.

Die 290 Gemeinden und 
20 Provinziallandtage und Regionen 
in Schweden sind Mitglieder des 
schwedischen Verbands der lokalen und 
regionalen Gebietskörperschaften. 
SALAR ist mit der Aufgabe betraut, ihnen 
bessere Bedingungen für die 
Selbstverwaltung zu verschaffen. 
https://skl.se/english

https://skl.se/english


Lokale Präsenz für die 
Überwindung regionaler 
Ungleichheiten

Die Voraussetzungen für lokale 
Regierungen, mehr europäische 
Fördermittel zu erhalten, umfassen 
in der Tschechischen Republik 
weniger Verwaltungsaufwand, 
weniger Prüfungen und ein 
besseres System. 

Im Programmplanungszeitraum 
2007-2013 haben lokale Regierun-
gen in der Tschechischen Republik 

mittels europäischer Fördermittel mehr 
als 23 000 Projekte in einem Wert von 
über 153 Milliarden CZK (rund 5,46 Mil-
liarden EUR) durchgeführt. EU-Mittel 
sind somit nach wie vor wichtig für die 
Finanzierung des öffentlichen Sektors. 
Sie ermöglichen erhebliche Investitio-
nen, z. B. in die Umwelt, und unterstüt-
zen kleinere Projekte, die für die lokale 
Entwicklung wichtig sind. 

Städte und Dörfer konnten zugunsten 
eines bestimmten Ortes und seiner 
Bevölkerung doppelt so viele Gelder aus 
den EU-Fonds wie im ersten Programm-
planungszeitraum in Anspruch nehmen. 
Die Nutzung der wirtschaftlichen, sozia-
len und territorialen Mittel der Kohäsions-
politik war, ist und bleibt wahrscheinlich 
eine der besten Möglichkeiten, die sich die 
Tschechische Republ ik durch den 
EU-Beitritt erschlossen hat.

Die künftige Kohäsionspolitik sollte für 
die wirksame Inanspruchnahme auf den 
Ergebnissen der regionalen und nationa-
len Strategien der einzelnen Länder 
beruhen. Vereinfacht gesagt sollten die 
besonderen Bedürfnisse des betreffen-
den Staates berücksichtigt werden. 
Angemessene Umstände in der Zusam-
menarbeit mit regionalen Partnern zei-
gen genau, welche Bereiche wesentlich 
sind und daher von der Kohäsionspolitik 
unterstützt werden müssen. 

Der tatsächliche Bedarf eines Gebietes 
kann nur vor Ort festgestellt werden, 
daher muss ein territorialer Ansatz geför-
dert werden. Künftige Ausschreibungen 
sollten daher stets darauf ausgerichtet 
sein, regionale wirtschaftliche Unter-
schiede zu überwinden. Es ist mittlerweile 
klar, dass die Kohäsionspolitik sich nicht 
nur auf Wirtschafts- und Investitionsthe-
men konzentrieren sollte, sondern versu-
chen muss, entlegene ländliche Gebiete 
und Bergregionen sowie Randbereiche 
attraktiver zu machen, indem ihr Wachs-
tum unterstützt und die lokale Beschäf-
tigung und Lebensqualität erhöht wird. 
Das Ziel sollte darin bestehen, dass die 
Menschen in diesen Gebieten bleiben und 
sie weiterentwickeln.

Ich möchte als Präsident des Verbands der 
Städte und Gemeinden der Tschechischen 
Republik und Bürgermeister von Kyjov her-
vorheben, dass einige Hürden dafür sor-
gen, dass die Gemeinden die Instrumente 
der Kohäsionspolitik nicht vollständig nut-
zen können. Dazu zählen in erster Linie ein 
hoher Verwaltungsaufwand und kompli-
zierte, uneinheitliche Vorschriften, die 
schwer einzuhalten sind, besonders durch 
Kleinstädte und Gemeinden. Aus diesem 
Grund können lokale Regierungen die 
europäischen Fördermittel nicht so erfolg-
reich nutzen. 

In der Tschechischen Republik ist das kom-
plexe Kontrollsystem ein weiteres enormes 
Problem. Verschiedene Kontrollgremien 
prüfen dasselbe Projekt, kommen aber oft 
zu unterschiedlichen Ergebnissen. Die 
Gemeinden leben in ständiger Angst vor 
Sanktionen. So wird die Stabilität des Sys-
tems zur Beantragung europäischer 
 Fördermittel sicherlich nicht verbessert. 
Viele lokale Regierungen sind sogar 
 vollends entmutigt, EU-finanzierte Projekte 
durchzuführen.

Bei der Vorbereitung des kommenden 
 Programmplanungszeitraums ist es ent-
scheidend, lokale Informationen und 
Erfahrungen zu berücksichtigen. Der Ver-
waltungsaufwand für europäische Pro-
jekte sollte verringert, das Fördersystem 
vereinfacht und Prüfungen gestrafft wer-
den. Nur dann haben lokale Regierungen 
Lust (und Mut :-)), durch EU-Fördermittel 
finanzierte Projekte durchzuführen und 
weiter das wichtigste Ziel der Kohäsions-
politik zu verfolgen: die Beseitigung 
 regionaler Ungleichheiten. 
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František Lukl 
Präsident des Verbands der Städte und 

Gemeinden der Tschechischen Republik

Die Instrumente der 
Kohäsionspolitik kennzeichnen 
ein hoher Verwaltungsaufwand 

und komplizierte, nicht 
einheitliche Vorschriften, die 

schwer einzuhalten sind, 
besonders durch Kleinstädte 

und Gemeinden. 

Der Verband der Städte und Gemeinden 
der Tschechischen Republik ist eine 
freiwillige, unpolitische 
Nichtregierungsorganisation, die als 
Interessenvertretung juristischer 
Personen gegründet wurde: 
http://www.smocr.cz/default.
aspx?languageCode=EN

http://www.smocr.cz/default.aspx?languageCode=EN
http://www.smocr.cz/default.aspx?languageCode=EN
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Die Wahrnehmung der Bürger 
der EU-Regionalpolitik steigt
Die neueste Eurobarometer-Umfrage zur Regio-
nalpolitik (Sommer 2017) liefert erneut viele inter-
essante Ergebnisse mit nützlichen Hinweisen für 
alle, die im Bereich der Kommunikation in der 
 EU- Regionalpolitik tätig sind. 

Der Europäische Solidaritätsfonds ist sehr beliebt
Erstmals wurden Bürger zum Europäischen Solidaritätsfonds 
befragt. Beeindruckende 59 % gaben an, von ihm gehört zu 

haben (38 % der Befragten waren nicht sicher, ob er in ihrem 
Land eingesetzt wird). Dieses eindrucksvolle Ergebnis könnte 
auf die Berichterstattung über die Katastrophenhilfe in den 
Fernsehnachrichten in ganz Europa zurückzuführen sein. 

Stärkere und positive Wahrnehmung 
Auf EU-Ebene ist die Wahrnehmung regionalpolitischer Projekte 
im Vergleich zur vorherigen Umfrage 2015 etwas höher: 35 % 
der Befragten teilten mit, von EU-kofinanzierten Projekten in 
ihrer Stadt oder Region gehört zu haben. Dies entspricht einem 
Anstieg um 1 Prozentpunkt (pp). Es bestehen erhebliche Unter-
schiede zwischen den Ländern, die von Polen mit 80 %, der 
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Tschechischen Republik mit 68 % und Litauen mit 66 % bis hin 
zu 14 % in Dänemark, 16 % in Österreich und 17 % in Belgien 
reichen. Einzelheiten sind Grafik 1 zu entnehmen. 

Der gößte Anstieg in der Wahrnehmung wird in Slowenien 
(+13 pp), Irland (+11 pp) und im Vereinigten Königreich (+9 pp) 
verzeichnet, während Ungarn (-7 pp), die Tschechische Republik 
und Luxemburg (je -5 pp) einen Rückgang bei der Wahrneh-
mung zeigen. In Grafik 2 ist dieser Trend deutlich zu sehen. 

Die Erregung der Aufmerksamkeit der Bürger ist nur dann 
wirklich wertvoll, wenn EU-Investitionen in den Regionen posi-
tiv wahrgenommen werden. Die Ergebnisse sind ermutigend: 
78 % der Befragten, die angaben, solche Projekte zu kennen, 
hatten eine positive Meinung zu ihren Auswirkungen (siehe 
Grafik 3). Das sind 3 pp mehr als bei der letzten Umfrage. 
Mit Ausnahme von Italien erkennen mindestens zwei Drittel 
der Bürger in allen Mitgliedstaaten die positiven Auswirkungen 
dieser Investitionen an. Irland (97 %), Polen (94 %) und Malta 
(92 %) sind hier führend.

Welche Medien genießen Priorität?
Die Umfrage liefert außerdem eine ausführliche Analyse zu 
den Medientypen, über die Bürger von den Projekten der EU- 
Regionalpolitik hören. Ganz allgemein bleibt Fernsehen (natio-
nale und regionale Sender kombiniert) mit 60 % der Nennungen 
die wichtigste Quelle, gefolgt von regionalen und landesweiten 
Zeitungen mit 53 % und dem Internet und sozialen Medien mit 
39 % der Nennungen (Mehrfachantworten waren möglich). Mit 
19 % der Nennungen spielten Hinweis- und Erinnerungstafeln 
ebenfalls eine wichtige Rolle (siehe Grafik 4).  
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DIE WICHTIGSTEN ERGEBNISSE AUF EINEN 
BLICK IN DEN LÄNDERÜBERSICHTEN 

Leser, die an den wichtigsten Ergebnissen für ein bestim-
mtes Land interessiert sind, sollten sich die online verfüg-
baren Länderübersichten der Regionalpolitik in den 
Landessprachen und in englischer Sprache ansehen (siehe: 
http://europa.eu/!fp74dJ). Für eine ausführlichere Analyse 
nach Land ist ein genauerer Blick auf den Eurobarometer-
Bericht oder die Datensätze zu empfehlen. 

Wo haben Sie etwas darüber gehört? 
U n d  wa n n?  (mehr fac ha n t wor t 
möglich) (% – EU)



18

Welchen allgemeinen Standpunkt 
vertritt die OECD im Hinblick auf 
die Europäischen Struktur- und 
Investitionsfonds?

Die Europäischen Struktur- und Investi-
tionsfonds sind eine wichtige ortsbasierte 
Dimension im politischen Werkzeugkas-
ten der EU. In den vergangenen Jahren 
sind diese Fonds aufgrund ihres verstärk-
ten Fokus auf konjunkturfördernde Fak-
toren wie Infrastruktur, Innovation und 
Kompetenzen schrittweise ein Teil des 
strukturpolitischen Gesamtpakets gewor-
den. Die ESI-Fonds sollten sich weiter auf 
diese Wachstumsziele konzentrieren und 
zunehmendem Druck widerstehen, diese 
Mittel für andere Erfordernisse einzuset-
zen. Diese Maßnahmen müssen aber 
durch wichtige Überlegungen ergänzt 
werden. Zunächst müssen sie regional 
differenziert werden, um sicherzustellen, 
dass die dringlichsten Bedürfnisse vor Ort 
priorisiert werden. Außerdem muss die 
EU-Regionalpolitik gewährleisten, dass 
nationale öffentliche Mittel ergänzt 
anstatt ersetzt und die Mittel wirksam 
eingesetzt werden. Genauso wichtig ist 

sicherzustellen, dass sie 
auf allen Regierungsebe-
nen gut koordiniert werden 
und die Investitionsent-
scheidungen auf nationa-
ler, regionaler und lokaler 
Ebene reflektieren, um die 
Investitionseffizienz zu 
steigern. 

Welche Rolle sollten 
diese Mittel im 
EU-Haushalt und 
allgemein bei der 
Erreichung 
wirtschaftspolitischer 
Ziele spielen?

Nach OECD-Standards 
gehört das leistungs- und 
ergebnisorientierte EU-Haushaltssystem 
zu den fortschrittlichsten im Stan-
dard-Index der haushaltspolitischen 
Leistungsrahmen. Auf Grundlage einer 
OECD-Analyse, die derzeit fertiggestellt 
wird, umfasst die EU-Haushaltspraxis 
viele effektive und innovative Aspekte, 
die nationalen Regierungen bei der 

 Erarbeitung ihrer Agenden für leistungs-
orientierte Haushaltsreformen ein Vor-
bild sein können. Besonders die Initiative 
„ergebnisorientierter EU-Haushalt“ zielt 
darauf ab, die Verbindungen zwischen 
Ausgaben und greifbaren Ergebnissen 
zu verstärken. Die OECD sieht viel Spiel-
raum, dass die EU-Haushaltspraxis 

Die ESI-Funds 
optimal nutzen
Panorama führt ein Interview mit Mari 
Kiviniemi, der stellvertretenden 
Generalsekretärin der OECD. Die 
Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung erklärt die 
Bedeutung von ortsbasierten Initiativen und 
der effizienten Koordinierung und Anwendung 
europäischer Finanzierungsinstrumente, um 
Investitionen und ihre Auswirkungen auf 
lokaler, nationaler und regionaler Ebene in der 
gesamten EU zu verbessern.

 Die ESI-Fonds sind eines 
der wenigen Instrumente für 

Solidarität in den 
EU-Ländern. Die ist 

besonders für die Länder des 
Euro-Währungsgebiets 
wichtig, für die es keine 

zwischenstaatlichen 
Haushaltstransfers gibt. 
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 stärker profitieren kann, indem vorab 
und nachträglich klare, prägnante Aus-
sagen zu wirtschaftlichen und anderen 
politischen Zielen und Ergebnissen 
getroffen werden, damit sich Parlament 
und Rat der EU-Haushalt spol i t ik 
 intensiver widmen können. 

Der OECD-Agenda für integratives 
Wachstum entsprechend finanziert der 
EU-Haushalt Maßnahmen mit Wachs-
tums- und Kohäsionszielen. Aufgrund 
ihrer starken Investitionsausrichtung 
sollten die Fonds darauf abzielen, die 
Produktivität der europäischen Volks-
wirtschaften zu steigern. Die Fonds sind 
gleichzeitig eines der wenigen Solidari-
tätsinstrumente in den EU-Ländern. 
Dies ist besonders für die Länder des 
Euro-Währungsgebiets wichtig, für die 
es keinen zwischenstaatlichen Haus-
haltstransfer gibt. Es bleiben jedoch 
wichtige Fragen zur Art der getätigten 
Investitionen offen, da der Mehrwert für 
Europa vielleicht weniger erkennbar ist, 
besonders wenn die Mittel für Soforthil-
fen eingesetzt werden. 

Welche Voraussetzungen sind 
erforderlich, um ihre Wirkung und 
ihren wirksamen Einsatz zu 
maximieren?

Investitionen der ESI-Fonds müssen 
Wachstum fördern, um ihre Wirkung im 
Hinblick auf die Zusammensetzung und 
Wirksamkeit der öffentlichen Finanzen zu 
potenzieren. Wenn sie eingesetzt werden, 
um nationale Fonds und private Investi-
tionen anzukurbeln, können sie Investiti-
onen und Produktivität fördern. Solide 
politische Rahmenbedingungen, die es 
ermöglichen, Investitionen auf mehreren 
Regierungsebenen zu koordinieren und 
die Verwaltungskapazität zu vergrößern, 
sind für die Maximierung ihrer Wirkung 
auf nationaler und regionaler Ebene 

 entscheidend. Die OECD hat 12 Grund-
sätze für Effektive öffentliche Investiti-
onen auf allen Regierungsebenen 
entwickelt, die vom EU-Ausschuss der 
Regionen unterstützt werden. Die Leitli-
nien beschreiben, wie Herausforderungen 
im Zusammenhang mit der vertikalen 
und horizontalen Koordinierung in unter-
schiedlichen Rechtsordnungen für Inves-
titionen in entsprechendem Umfang, mit 
subnationalen Kapazitäten und breiten 
Rahmenbedingungen für effektive 
öffentliche Investitionen gemeistert 
 werden können.

Die OECD-Empfehlung betont, dass Steu-
erungsinstrumente für diese nicht spon-
tane Koordinierung benötigt werden. 
Solche Instrumente umfassen u. a. Dia-
logplattformen, Kofinanzierungsverein-
barungen und finanzielle Anreize für die 
Koordinierung. Konditionalitäten können 
unter bestimmten Voraussetzungen auch 
eine bessere Steuerung der öffentlichen 
Investitionen bewirken. Die in der EU für 
den Förderzeitraum 2014-2020 einge-
führten Ex-ante-Konditionalitäten 
gewährleisten eine direkte Verbindung 
zwischen den durch die ESI-Fonds kofi-
nanzierten Investitionen und den Strate-
gien auf EU-Ebene. Sie helfen, politische 
Reformen zu veranlassen und einen 
 besseren Einsatz der Mittel zu fördern.

Wie bewerten Sie die europäische 
Kohäsionspolitik und diese Mittel im 
Verhältnis zu anderen territorialen 
Strategien in Nicht-EU-Ländern?

Es ist äußerst schwierig, die Auswirkun-
gen einer Strategie auf die Leistung eines 
bestimmten Landes, einer Region oder 
einer lokalen Wirtschaft zu beurteilen. Im 
Fall der ESI-Fonds haben viele Länder, in 
denen die Konvergenz durch diese Mittel 
unterstützt wurde, im vergangenen 
 Jahrzehnt nach der Finanzkrise eine 

finanzpolitische Konsolidierung/Straffung 
erlebt, die zu einem starken Rückgang 
der öffentlichen Investitionen in Europa 
führte. Diese Mittel waren zu dieser 
Zeit jedoch eine der wenigen stabilen 
Quellen zur Unterstützung von Investiti-
onen, besonders für subnationale 
Regierungen. 

Eine Besonderheit der ESI-Fonds ist die 
formelle Verpflichtung von sieben Jah-
ren gegenüber kürzeren Laufzeiten für 
territoriale Politiken in Ländern außer-
halb Europas. Die ESI-Fonds bieten 
somit ein langfristiges strukturpoliti-
sches Instrument, das den regionalen 
Volkswirtschaften eine frühzeitige 
Anpassung ermöglicht, um den Bürgern 
eine Gelegenheit zu bieten, zukunftsfä-
hige Entwicklungschancen zu ergreifen. 
Unsere Studien über OECD-Länder ver-
weisen auf zwei wichtige Aspekte bei 
Erarbeitung erfolgreicher territorialer 
Politiken. Der erste Aspekt ist die Schaf-
fung effektiver Verbindungen zwischen 
Städten und ländlichen Gebieten bei 
Infrastrukturpolitik , Raumplanung, 
Arbeitsmarktintegration und politischen 
Fragen. Der zweite Aspekt ist die Bedeu-
tung des im internationalen Wettbewerb 
stehenden Sektors für handelbare Güter, 
der für den wirtschaftlichen Aufholpro-
zess rückständiger Regionen entschei-
dend ist. Unsere Studien zeigen, dass die 
Regionen, die aufholen, tendenziell stär-
ker auf den Handel mit solchen Gütern 
spezialisiert sind. 

 Eine Besonderheit der ESI-Fonds ist 
die formelle Verpflichtung von sieben 

Jahren gegenüber kürzeren Laufzeiten 
für territoriale Politiken in Ländern 

außerhalb Europas. 
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Regionale und lokale Prioritäten mithilfe 
territorialer Instrumente anpacken 
Die nachhaltige Entwicklung ganz Europas wird nicht nur die 
wirtschaftliche Attraktivität erhöhen, sondern auch die Fähigkeit, 
unterschiedliche – bestehende und künftige – finanzielle, 
wirtschaftliche und soziale Krisen zu bewältigen.

Die grundlegende Bedeutung der 
Kohäsionspolitik stammt direkt aus 
dem Vertrag von Lissabon und ist 

heute noch gültig. Die Beseitigung von 
Entwicklungsunterschieden ist ein ent-
scheidender Faktor für die weltweite Wett-
bewerbsposition Europas. Dies zeigt sich 
insbesondere an der durch die EU- 
Institutionen bestätigten Tatsache, dass 
jeder in die Kohäsionspolitik investierte 
Euro trotz der übermäßigen Bürokratie und 
Komplexität der politischen Instrumente 
im  Durchschnitt 2,75 EUR erwirtschaftet. 

Eine schnellere Entwicklung vieler Teile 
Europas aktiviert nicht nur das bisher 
ungenutzte Potenzial, sondern macht 
diese Gebiete auch für Investoren, Tou-
risten und andere Partner aus der gan-
zen Welt attraktiv. 

Die Kohäsionspolitik liefert auch greif-
bare Ergebnisse, die z. B. in Polen anhand 
der Entwicklung von Gebieten, die durch 
das Sonderprogramm „Ostpolen“ finan-
ziert werden, und durch die aktuell 
höhere Wachstumsrate der Entwicklungs-
indikatoren für ländliche Gebiete im 
 Vergleich zu Städten sichtbar werden.

Die Bündelung von Maßnahmen in Prio-
ritätsbereichen ist ein großer Vorteil der 

Kohäsionspolitik. Im neuen Programm-
planungszeitraum findet eventuell eine 
Anpassung der Prioritäten an sich rasch 
verändernde Bedürfnisse und Heraus-
forderungen statt. Er dürfte jedoch auch 
eine größere Flexibilität bei der Festle-
gung genauer Ziele in Prioritätsberei-
chen ermöglichen. 

Daher ist es wichtig, regionalen und 
lokalen Behörden die Möglichkeit zu 
geben, genaue Ziele für genehmigte Ein-
satzbereiche festzulegen. Die regionalen 
und lokalen (für städtische funktionale 
Gebiete) operationellen Programme soll-
ten die Instrumente für die Durchfüh-
rung der Kohäsionspolitik sein. Die 
Umsetzung der Programme, die gemäß 
dem Grundsatz der territorialen Ausrich-
tung von Maßnahmen erarbeitet und 
durchgeführt werden, sollte durch 
Zusammenschlüsse regionaler oder 
lokaler Behörden erfolgen. 

Die territorialen Instrumente sollten sich 
auf die Herausforderungen der städti-
schen funktionalen Gebiete bei der opti-
mierten Nutzung lokaler Ressourcen und 

der Verbesserung von Lebens- und 
Geschäftsbedingungen konzentrieren. 
Ähnliche Instrumente für eine bessere 
Integration ländlicher Gebiete in Ent-
wicklungsprozesse werden ebenfalls 
benötigt. Die besondere Art der Heraus-
forderungen, die diese Gebiete bewälti-
gen müssen, erfordert die Schaffung 
territorialer Instrumente innerhalb ope-
rationeller Programme, die auch die 
Ressourcen des Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums berücksichtigen.

Die Art und Weise, wie EU-Bürger über 
die Auswirkungen der Kohäsionspolitik 
informiert werden, muss sich radikal 
ändern. Diese Auswirkungen sind zwar 
unbestreitbar, aber denjenigen Bürgern, 
die die Bedeutung der sozialen, wirt-
schaftlichen, ökologischen, kulturellen 
und gesellschaftlichen Ergebnisse dieser 
Politik nicht kennen, fast völlig unbe-
kannt. Die Identitätskrise in der EU kann 
besonders mithilfe der Kohäsionspolitik 
überwunden werden, denn ihre Auswir-
kungen sind sowohl bei Begünstigten als 
auch in hoch entwickelten Gebieten 
spürbar, zum Beispiel in Form zusätzli-
cher Aufträge, mehr Exporten, Investiti-
onen und neuen Arbeitsplätzen. 

Die Vereinigung polnischer Städte hilft den 
Städten des Landes, sich sozial und wirt-
schaftlich zu entwickeln und bewährte 
Verfahren in der modernen und innovativen 
Gemeindeverwaltung einzusetzen. 
Sie arbeitet mit staatlichen und privaten 
Körperschaften zusammen, um die best-
möglichen Bedingungen zu erschaffen, 
damit Städte hochwertige öffentliche 
 Dienste anbieten können:  
http://www.zmp.poznan.pl/en

Andrzej Porawski 
Geschäftsführer der 

Vereinigung polnischer StädteDie Art und Weise, wie 
EU-Bürger über die 
Auswirkungen der 

Kohäsionspolitik informiert 
werden, muss sich radikal ändern. 

Diese Auswirkungen sind zwar 
unbestreitbar, aber den Bürgern 

fast völlig unbekannt.

http://www.zmp.poznan.pl/en
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Flexibilität, Vereinfachung, 
Wettbewerbsfähigkeit und Innovation 
für die Kohäsionspolitik nach 2020

Die Europäische Union sieht sich 
aktuell mit unvorhergesehenen 
Herausforderungen beispiellosen 
Ausmaßes konfrontiert. Es ist 
dringend notwendig, öffentliche 
und private Investitionen in den 
Mittelpunkt zu stellen, um die 
Wettbewerbsfähigkeit der EU, 
die  Kohärenz zwischen 
Strategien und deren 
Verbindungen zu nationalen 
sektoralen und regionalen 
Strategien zu verbessern. 

Als nach wie vor wichtigste Investi-
tionspolitik kann die Kohäsionspo-
litik einen erheblichen Beitrag zur 

nachhaltigen Entwicklung leisten, um 
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen 
Zusammenhalt in Europa zu erreichen. 
Aufgrund der Krisen, die das europäische 
Projekt in seinen Grundfesten erschüttern, 
sind diese Ziele wichtiger als je zuvor.

Der Ausschuss für regionale Entwicklung 
stimmt sich seit jeher gut mit der Europä-
ischen Kommission, dem Rat, dem Aus-
schuss der Regionen und Organisationen 
der interregionalen Zusammenarbeit ab. 
Sein Schwerpunkt liegt auf der Unterstüt-
zung der Kohäsionspolitik, der Prüfung 
ihrer Umsetzung und Gesamtwirkung 
sowie auf dem Aufzeigen von Tendenzen 
für ihre künftige Entwicklung. 

Die modernisierte Kohäsionspolitik sollte 
auf ergebnisorientierter Haushaltspla-
nung, Ex-ante-Konditionalitäten und 
thematischer Konzentration beruhen 
und Flexibilität bei der Abdeckung 
besonderer kurzfristiger Bedürfnisse 
einräumen. Die Verknüpfungen zum 
Europäischen Semester und dem 
 Prozess der wirtschaftspolitischen 

 Steuerung sollten beibehalten werden, 
um geeignete Rahmenbedingungen für 
Investitionen der Europäischen Struktur- 
und Investitionsfonds (ESI-Fonds) zu 
gewährleisten. 

Die europäische territoriale Zusammen-
arbeit hat Wirksamkeit und Mehrwert 
für die EU-Ziele bewiesen und trägt zur 
Stärkung des territorialen Zusammen-
halts bei und sollte daher nach 2020 ein 
wichtiges Instrument bleiben. 

In den kommenden Jahrzehnten wird 
die Verstädterung eine wesentliche 
Rolle spielen, eine bessere Koordinie-
rung der EU-Strategien für Städte ist 
somit entscheidend.

EU-Prioritäten sowie nationale, regio-
nale und lokale Bedürfnisse müssen 

besser aufeinander abgestimmt werden. 
Die Verlängerung des Programms zur 
Unterstützung von Strukturreformen 
wird hier zum wirksamen, effektiveren 
Einsatz der EU-Mittel beitragen. Beim 
Einsatz von ESI-Fonds, EFSI und anderen 
Finanzierungsinstrumenten ist eine bes-
sere Komplementarität zu gewährleis-
ten, damit Länder und Regionen neues 
Wachstumspotenzial freisetzen und 
Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit 
steigern können. 

Ich möchte außerdem die Verlängerung 
des EFSI und den Abschluss der Über-
prüfung der Haushaltsordnung 2014-
2020 und ihrer nachgeordneten 
Rechtsakte hervorheben, die Flexibilität, 
Vereinfachung, Hebelwirkungen und 
zusätzliche Investitionen ermöglichen.

Es ist von grundlegender Bedeutung, 
Mechanismen und umfassende institu-
tionalisierte Kooperationsplattformen zu 
etablieren, um die Erfolge und bewähr-
ten Verfahren, die durch die ESI-Fonds 
erreicht wurden, sichtbarer zu machen 
und für sie zu sensibilisieren. 

Iskra Mihaylova 
Vorsitzende des Ausschusses für 
regionale Entwicklung des EP

Das EU-Programm 
zur Unterstützung von 

Strukturreformen wird zum 
wirksamen, effektiveren Einsatz 

der EU-Mittel beitragen.

The Logo
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Eine zweifache Vision für die 
Kohäsionspolitik nach 2020

Die Bürgermeister der 
grenzüberschreitenden Stadt 
Valga bzw. Valka stellen ihre 
Visionen und Träume für die 
EU-Regionalpolitik und  
Stadtentwicklung nach 2020 vor.

Die Städte Valga (Estland) und Valka 
(Let t land) bieten eines der 
anschaulichsten Beispiele dafür, 

wie zwei Nachbarländer die Grundwerte 
der EU erfüllen. Deren Schwerpunkt ist 
die Freizügigkeit von Menschen, Arbeit-
nehmern, Kapital und Dienstleistungsver-
kehr zur Förderung der Entwicklung in 
Lettland und Estland – gemeinsame 
 Projekte sind daher eine Notwendigkeit 
für das Leben und die Zukunft. 

Diese Zusammenarbeit wird durch das 
EU-Projekt „Entwicklung des Stadtzen-
trums Valga-Valka“ gestärkt und zeigt 
auch auf bemerkenswerte Weise, wie die 
EU sich um regionale Entwicklung küm-
mert. Erwähnenswert ist auch, dass 
Architekten aus Spanien, Estland, Lett-
land und Italien diese Visionen umset-
zen werden.

Wir hoffen, uns mit einer stärkeren 
Unterstützung der lettischen und estni-
schen Regierung und der EU-Institutio-
nen zu einer echten gemeinsamen Stadt 
zu entwickeln, die hochqualifizierte 
Gesundheitsdienste, ein verbessertes 
Bildungssystem, Geschäftsentwicklung 
und Arbeitsmarkt miteinander teilt. 

Unterschiede in der Gesetzgebung, u. a. 
bei Steuern, sollten diese Entwicklung 
nicht behindern. Schwesterstädte benö-
tigen besondere Gesetze und Vereinba-
rungen zwischen den Staaten und auf 
europäischer Ebene.

Valga-Valka ist bereit, ein Muster für 
vergleichbare Gebiete und Städte zu 
werden, denn wir haben Erfahrung, 
guten Willen und Pläne für die gemein-
same Entwicklung. Unsere Erfolgsge-
schichte kann heute, da die Zukunft der 
EU diskutiert wird, als ein ausgezeich-
netes Beispiel dienen, um Europaskep-

tiker zu überzeugen, dass die EU die 
einzige Möglichkeit bietet, um wettbe-
werbsfähig zu bleiben. 

Valga-Valka ist bereit, 
ein Muster für vergleichbare 

Gebiete und Städte zu werden, 
denn wir haben Erfahrung, 

guten Willen und Pläne für die 
gemeinsame Entwicklung.

Vents Armands Krauklis 
Bürgermeister von Valka (LV)   

Kalev Härk 
Bürgermeister von Valga (EE)
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Kohäsion durch Integration: 
unsere Herausforderung für die Zukunft

Wir hören häufig, dass die 
Europäische Union auf Distanz 
zu ihren Bürgern bleibt und sich 
nur mit wirtschaftspolitischen 
Themen beschäftigt. Diese 
Kritiker lade ich nach Santa 
Coloma de Gramenet ein – dort 
können sie sehen, wie 
Strukturpolitik die Leben vieler 
Menschen direkt und greifbar 
verändern kann.

In der katalanischen Stadt können die 
Menschen den herrlichen sanierten 
Flusspark am Besòs genießen, die 

öffentliche Bibliothek gegenüber einem 
städtischen Unternehmenszentrum besu-
chen, im Sportzentrum schwimmen gehen 
oder in der Markthalle „Fondo“ einkaufen 
gehen, während ihre Kinder im selben 
Gebäude in den Kindergarten gehen. Ein 
wesentlicher Teil des Weges wird auf Stra-
ßen zurückgelegt, die wie die genannten 
Gebiete und Infrastrukturen durch die 
Kohäsionspolitik finanziert wurden. 

In unserer mit wenigen Finanzmitteln 
ausgestatteten Stadt haben wir die Not-
wendigkeit erkannt, die Finanzierung 
unserer Projekte gleich zu Beginn zu 
sichern. Dazu nutzten wir die Gemein-
schaftsinitiative URBAN I für besondere 
städtische Maßnahmen im operationellen 
Programm „Katalonien“, die Teil des Euro-
païschen Strukturfonds ist. Diesen Weg 
setzen wir im Zeitraum 2014-2020 durch 
integrierte Strategien für  nachhaltige 
Stadtentwicklung fort.

Wir begreifen diese Möglichkeiten als Teil 
eines fortlaufenden Prozesses, die Stadt 
ausgewogener und autark zu gestalten. 
Unser bestehendes lokales Erbe haben 
wir durch einen integrierten Ansatz für 
Nachhaltigkeit, öffentliche Beteiligung 
und lokale Steuerung ergänzt.

Die Erfahrungen mit der Kohäsionspolitik 
waren zwar sehr positiv, die Herausforde-
rungen für europäische Städte bleiben 
insgesamt jedoch enorm.  Besonders 

beunruhigend ist die wachsende Zahl der 
von sozialer Ausgrenzung bedrohten Men-
schen. Die Wirtschaftskrise hat zu mehr 
Ungleichheit in  unseren Gesellschaften 
geführt und ist einer der Hauptgründe für 
die politische Gleichgültigkeit auf allen 
staatlichen Ebenen. Trotz der erwähnten 
Bedeutung der Beteiligung an der EU für 
ein besseres Leben und trotz der Bemü-
hungen, diese Bedeutung zu vermitteln, 
könnte die Öffentlichkeit paradoxerweise 
weiterhin Institutionen dafür verantwort-
lich machen, wenn manche staatliche 
Ebenen sich weiter entfernen.

Die Kohäsionspolitik nach 2020 sollte 
daher ihre Prioritäten für soziale Integra-
tion in allen regionalen politischen Rah-
men bestätigen. Besonders sollte 
verpflichtend ein Plan zur Bekämpfung der 
sozialen Ausgrenzung in die Stadtentwick-
lungsstrategien aufgenommen werden, 
der messbare Ziele umfasst, und diese 
Priorität sollte höhere Finanzmittel erhal-
ten. Die Strategien in unseren Städten 
sollten sich ab sofort auf eine nachhaltige, 
integrierte und integrative Stadtentwick-
lung konzentrieren. Niemand darf ausge-
grenzt werden. Zusammenhalt kann nur 
durch Integration entstehen und dadurch 
stärker werden. 

Diese Kritiker lade ich nach 
Santa Coloma de Gramenet ein 

– dort können sie sehen, wie 
Strukturpolitik die Leben vieler 
Menschen direkt und greifbar 

verändern kann.

Xavier Valderrama 
Koordinator für Europäische 
Stadtentwicklungsprojekte, 
Stadtrat, Santa Coloma de 

Gramenet
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Kurz vor der Veröffentlichung des 
Reflexionspapiers „Die Globalisie-
rung meistern“ durch die Kommis-
sion richtete sie ein hochrangiges 
Seminar zum Thema „Globalisie-
rung: Warum Regionen wichtig 
sind“ aus, um die Geografie des 
Wachstums, der Arbeitsplätze und 
der Ungleichheit in Europa zu 
erörtern, während Globalisierung, 
technologischer Wandel und nach-
haltige Entwicklung die EU-Re-
gion auf verschiedene Arten 
beeinflussen. 
Professor Michael Storper hat an 
diesem Seminar teilgenommen.

Als Einleitung Ihrer Präsentation ziti-
erten Sie The Economist: „Regionale 
Ungleichheit erweist sich als politisch 
zu gefährlich, als dass man sie ignorieren 
könnte“. Anschließend merkten Sie an, 
dass diese Ungleichheit die schwierige 
Frage unterstreicht, ob man in stärker 
oder in schwächer entwickelte Regionen 
investieren sollte. Was ist also wichtiger: 
Effizienz oder Gerechtigkeit?

Für dieses hochrangige Treffen habe 
ich mit meinen Kollegen Simona Iam-
marino und Andres Rodriguez-Pose 
eine Studie mit dem Titel „Regionale 
Entwicklung im Zentrum der wirtschaft-
lichen Zukunft Europas“ erarbeitet. Wir 
vertreten den Standpunkt, dass es nicht 
mehr einfach um einen Kompromiss 
zwischen Effizienz und Gerechtigkeit 
geht. Wenn wir unter „Effizienz“ die 
Konzentrierung in den einkommens-

stärksten Regionen verstehen, aus 
denen sich dann Vorteile in alle ande-
ren Regionen verbreiten sollen, dann ist 
das eine überholte Vorstellung. 

Die Verbreitungsmechanismen sind 
schwächer geworden: Fähigkeiten und 
Innovation konzentrieren sich an weni-
gen Orten, die Migration stagniert und 
man selektiert stärker zwischen qua-
lifizierten und weniger qualifizierten 
Menschen. Langfristig können Men-
schen, die in vielen Regionen unaus-
gelastet sind ,  ihre Talente nicht 
entwickeln, die Migration wird immer 
schwieriger und Unternehmer schaffen 
keinen effektiven Markteinstieg. 

Darum ist eine Politik, die in die lang-
fristigen Fähigkeiten von Menschen 
und Unternehmen in allen Regionen 
investiert, effizienter als eine, die von 

INTERVIEW MIT MICHAEL STORPER, 
PROFESSOR FÜR WIRTSCHAFTSGEOGRAFIE 
AN DER LONDON SCHOOL OF ECONOMICS

In einer 
globalisierten 
Welt sind Regio-
nen wichtiger 
denn je
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Vorteilen für alle, ausgehend von einer 
geografischen Konzentration, ausgeht. 
Doch gilt hier kein Entweder-Oder : 
Wir müssen angesichts des globalen 
Wettbewerbs auch die weltbekannten 
europäischen Ballungsräume und 
Cluster weiter unterstützen. Diese 
Politik basiert auf einem neu definier-
ten Gerechtigkeitsbegriff, laut dem die 
Entwicklung in allen Regionen stimu-
liert werden sollte. Diese Definition 
löst die Vorstellung einer Umverteilung 
von den er folgreichsten auf al le 
 anderen Regionen ab. 

Apropos Talente. Wie Sie vielleicht 
schon wissen, hat die Regionalpolitik 
ein neues Konzept eingeführt: intelli-
gente Spezialisierung. Im Grunde 
bedeutet das, dass wir die Regionen 
dazu ermutigen, ihre eigenen Stärken 
und Wettbewerbsvorteile zu erkennen 
und in diesen Bereichen zu investieren. 
In Ihrer Präsentation stellen Sie auch 
eine auf Differenzierung basierende 
Politik vor. Sehen Sie Ähnlichkeiten 
zwischen den beiden Ansätzen?

Ja. Wir schlagen eine Vertiefung der 
intelligenten Spezialisierung und ihre 
Bereicherung durch zusätzliche Instru-
mente für eine größere Wirksamkeit 
vor. Es ist unrealistisch anzunehmen, 
dass sich jede Region auf dasselbe spe-
zialisieren könnte. Nicht jede Region 
sollte sinnvollerweise anstreben, ein 
„kleines Silicon Valley“ zu werden. 

Statt eines pauschalen Innovations- und 
Spezialisierungsansatzes führen wir das 
Konzept der „Entwicklungsclubs“ 
ein – eine Einteilung von Regionen nach 
Pro-Kopf-Einkommen. Die Herausforde-
rungen und kurzfristigen Ziele von 
 Regionen mit niedrigem, mittleren und 
hohem Einkommen unterscheiden sich 
stark. „Intelligent“ ist, wenn Regionen 
erkennen, zu welchem Entwicklungsclub 
sie gehören und was mittelfristig ihre 
realistischen Spezialisierungen sind. 
So wird das Konzept der intelligenten 
 Spezialisierung präzisiert.

Ich formuliere den Titel Ihrer Präsen-
tation einmal in eine Frage um: Glo-
balisierung: Sind Regionen wichtig?

Tatsächlich gewinnen Regionen durch 
die Globalisierung an Bedeutung. Denn 
obwohl die Globalisierung Wohlstand in 
der ganzen Welt verbreitet und 500 Mil-
lionen Chinesen den Eintritt in den glo-
balen Mittelstand ermöglicht hat , 
konzentriert sie gleichzeitig in jedem 
Land der Welt Wohlstand und Einkom-
men in den Ballungsräumen. Darum 
sind in einer globalisierten Welt Regio-
nen wichtiger denn je. Vor diesem Hin-
tergrund möchten wir die Konzentration 
und Spezialisierung nutzen, aber diese 
Vorteile auch auf mehr Regionen ver-
teilen, indem wir bestehende Hemm-
nisse für Innovation, Unternehmertum, 
 Qualifizierung und Mobilität abbauen. 
Diese Hemmnisse werden durch 

 aktuelle Markttrends verstärkt und die 
Verbreitungsmechanismen sind zu 
schwach, um Wohlstand und Möglich-
keiten zu verteilen. 

Zu diesem Zweck schlagen wir soge-
nannte „ortssensible, verteilte Entwick-
lungsstrategien“ vor, die differenziert 
auf die genauen Bedürfnisse der regi-
onalen Clubs mit niedrigem, mittleren 
bzw. hohem Einkommen in Europa 
zugeschnitten sind. Jeder Club hat sein 
eigenes strategisches Leitprinzip und 
somit verschiedene Zusammenstellun-
gen von Politiken und Maßnahmen für 
jeden Gebietstyp. 

 Wir möchten die Konzentration und 
Spezialisierung nutzen, aber diese 
Vorteile auch auf mehr Regionen 
verteilen, indem wir bestehende 

Hemmnisse für Innovation, 
Unternehmertum, Qualifizierung 

und Mobilität abbauen. 
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1)  Schlussfolgerungen des Rates vom 10. Juni 2016 betreffend „Eine forschungs- und investitionsfreundlichere, intelligente und einfache Kohäsionspo-
litik“, Entschließung des Europäischen Parlaments vom 13. September 2016 zu Kohäsionspolitik und Forschungs- und Innovationsstrategien für 
intelligente Spezialisierung (2015/2278(INI)); Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 22. März 2017 zu „Forschungs- und Innovations-
strategien für intelligente Spezialisierung (RIS3): Auswirkungen auf die Regionen und interregionale Zusammenarbeit“.

2) „Unternehmerische Entdeckungen“ mit lokalen Innovatoren für einen Konsens über Stärken und Prioritäten.   

Die internationale Dimension der 
intelligenten Spezialisierung

Intelligente Spezialisierung ist ein frischer, ortsba-
sierter Bottom-up-Ansatz für Innovation und wirt-
schaftlichen Wandel in Europa und ein wichtiger 
Baustein der innovationsgesteuerten Regionalent-
wicklung – eine Perspektive für alle Regionen, 
 Nutzen aus wissensbasiertem Wachstum zu ziehen.

Durch neu entstehende Möglichkeiten für interregionale, 
komplementäre Zusammenarbeit an gemeinsamen Priori-
täten verhilft die intelligente Spezialisierung dem europäi-
schen Wachstums- und Integrationsmodell zu neuer Gestalt. 
Der Europäische Rat, das Europäische Parlament und der 
Europäische Ausschuss der Regionen haben die Notwendig-
keit hervorgehoben, auf diesem Ansatz aufzubauen1.

Kapazitätsaufbau

Im Kern geht es der Kohäsionspolitik darum, dass alle Regi-
onen wettbewerbsfähig werden und die Möglichkeiten des 
Binnen- und Weltmarktes nutzen können. Solch ein Kapazi-
tätsaufbau kann jedoch nicht isoliert oder rein nach innen 

orientiert erfolgen. Nur internationale Bezugspunkte und 
Kooperationen ermöglichen die Entwicklung strategischer 
Kapazitäten, Entscheidungen, ein Hinterfragen durch kritische 
Freunde und die Entwicklung von Partnerschaften. Durch der-
artige interregionale Kooperationsnetzwerke sind ein gegen-
seitiges Lernen über gute innovatorische Steuerung und 
Vorteile aus Wissenstransfers möglich.

Nach außen orientierte 
Innovationsstrategien

Bei der Entwicklung von Strategien für intelligente Spezia-
lisierung konzentrierte man sich häufig zunächst auf Steu-
erung2, um vielversprechende Investitionsbereiche zu 
ermitteln, die die komparativen Vorteile einer Region auf-
bauen. Dabei wurden andere Regionen und ihre Wettbe-
werbsvorteile häufig vernachlässigt. Viele Regionen haben 
jedoch internationale Vergleiche und Kooperationen 
als  Möglichkeit erkannt, das Risiko von Doppelarbeit oder 
ineffizienten Investitionen zu senken und das Wettbewerb-
sprofil ihrer Prioritäten zu schärfen. Durch interregionale 
Zusammenarbeit können Regionen gemeinsam ihre inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit in globalen Wertschöp-
fungsketten verbessern.

Corina Creţu, EU-Kommissarin für Regionalpolitik, „Smart Regions“-Konferenz, Helsinki
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Intelligente Spezialisierung als 
Koordinationsmechanismus

Intelligente Spezialisierung in Form von nach außen orientier-
ten Innovationsstrategien, die auf Differenzierung und 
Abstimmung mit anderen Regionen abzielen, kann außerdem 
ein leistungsfähiger Mechanismus zur Verbesserung der Qua-
lität von Innovationsinstrumenten sein. Komplementaritäten 
zwischen Spezialisierungen in neuen europäischen Wertschöp-
fungsketten werden genutzt. So spezialisieren sich in der 
aufkommenden Bioökonomie Regionen auf verschiedene 
Quellen für Biomasse, die Biokunststoffverarbeitung oder 
deren Anwendung in Konsumgütern. 

Die Wettbewerbsfähigkeit von Regionen und regionalen Clus-
tern für neues Wachstum und neue Arbeitsplätze in diesen 
aufstrebenden Märkten und Industrien hängt von der Abstim-
mung von Ressourcen für integrierte Lösungen ab. Durch 
intelligente Spezialisierung können in ganz Europa Koopera-
tionspartner gefunden werden.

Vielfalt als Wettbewerbsvorteil

Die Vielfalt Europas ist ein Wettbewerbsvorteil bei der 
gemeinsamen Entwicklung neuer Lösungen für gemeinsame 
Herausforderungen, bei Arbeitsplätzen, sauberer Energie, 
Mobilität und Gesundheitsversorgung. Durch Innovation wer-
den aus diesen Herausforderungen Möglichkeiten für 
 wirtschaftliche Entwicklung. 

Die Entwicklung und Überprüfung solcher Lösungen geht häu-
fig über die Kapazität einzelner Regionen oder Länder hinaus. 
Intelligente Spezialisierung ist der europäische Weg, auf 
gesellschaftliche Herausforderungen zu reagieren, indem wir 
die einzigartigen Kapazitäten aller EU-Regionen, der künftigen 
Living Labs, nutzen. 

Themenbezogene intelligente 
Spezialisierung fördert die interregionale 
Zusammenarbeit

Für intelligente Spezialisierung ist also auch eine „intelli-
gente Zusammenarbeit“ nötig. Themenbezogene Plattfor-
men für intel l igente Spezial isierung3 unterstützen 
interregionale Partnerschaften dabei, ihre Investition in neue 

europäische  Wertschöpfungsketten4 abzustimmen. Die Euro-
päische Kommission leistet Unterstützung durch Fahrpläne 
für Koinvestitionen in bestimmte prioritäre Bereiche wie 
effiziente, nachhaltige Fertigung, Rückverfolgbarkeit und Big 
Data in Wertschöpfungsketten im Bereich Landwirtschaft 
und Lebensmittel oder Heiz- und Kühlsysteme. Mehr als 85 
Regionen bauen bereits Kapazitäten für die Cluster-Entwick-
lung, Pilot- und Demonstrationsprojekte und die Nutzung 
von Unternehmensinvestitionen zu ihrem und zum europä-
ischen Wohl auf.    

MEHR DAZU
„Smart Regions“-Konferenz: Anfang Juni wurde in Hel-
sinki die zweite Ausgabe der Konferenz zum Thema intelli-
gente Spezialisierung in europäischen Regionen ausgerichtet. 
In diesem Rahmen wurden die bisherigen Ergebnisse bewer-
tet und der Weg für künftige Entwicklungen geebnet. 
http://europa.eu/!mf36Hu

3) Siehe S3-Plattform: http://s3platform.jrc.ec.europa.eu/s3-thematic-platforms.

4)  Themenbezogene Plattformen für intelligente Spezialisierung in den Bereichen Energie, industrielle Modernisierung und Landwirtschaft und Lebens-
mittel sind seit Juni 2016 in Betrieb, um Regionen und Innovatoren Partnerschaften zusammenzubringen, die ihre Investition in prioritäre Bereiche 
lenken. Ende Mai 2017 gab es bereits 18 offizielle Partnerschaften, an denen rund 85 Regionen mitwirkten.   

Jyrki Katainen, Vizepräsident der Europäischen Kommission, führt das 
Projektteam „Arbeitsplätze, Wachstum, Investitionen und 
Wettbewerbsfähigkeit“, „Smart Regions“-Konferenz, Helsinki 

http://ec.europa.eu/regional_policy/en/conferences/smart_regions_2017/
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RIS3 – Daseinsberechtigung, 
erste Ergebnisse und ihre 
Zukunft

Intelligente Spezialisierung ist ein Anreiz für Regionen, Strategien im 
Bereich FuE und Innovation zu entwickeln. Damit gehen sie ein 
doppeltes Problem an, das von der gängigen Innovationspolitik meist 
vernachlässigt wird: die Differenzierung und Spezialisierung ihrer 
Innovationskapazität.

RIS3 stellt Instrumente und Verfah-
ren zur Überwindung regionaler 
Unterschiede bereit und hilft den 

Regionen, ihre Besonderheiten in einen 
Wettbewerbsvorteil zu verwandeln.

Genau dies ist die Daseinsberechtigung 
für intelligente Spezialisierung: Ressour-
cen und Aufmerksamkeit werden auf 
gewisse strategische Bereiche konzent-
riert, um eine positive Wechselwirkung 
aus Besonderheit und Spezialisierung im 
Hinblick auf Innovationen zu aktivieren. 

Intelligente Spezialisierung bedeutet 
nicht, dass „der Rest“ vernachlässigt 
wird. Die meisten allgemeinen und hori-
zontalen Maßnahmen sind weiterhin 
notwendig. Intelligente Spezialisierung 
ist eher eine zusätzliche Option, die die 
Regionen nutzen sollten, sofern sie in 
der Lage sind, einen intelligenten Pro-
zess zur Ermittlung und Entwicklung 
strategischer Bereiche einzuleiten.

Es ist noch zu früh, die Wirkung von RIS3 
auf Innovation, Produktivität und Wachs-
tum zu messen. Einige wichtige Ergeb-
nisse sind jedoch bereits erkennbar. 

Schon die Ausarbeitung einer Strategie 
und das Engagement der Regionen für 
unternehmerisches Neuland haben eine 
positive Wirkung. Durch Eigenbewertung 
und Erforschung ihres Potenzials und 
ihrer Kapazitäten erfahren die Regionen 
mehr über sich selbst als je zuvor. 

Für Regionen ist es nützlich und zugleich 
produktiv, mehr Energie auf die Erfor-
schung und Auswahl prioritärer Bereiche 
für FuE und Innovation zu verwenden. Die 
Kenntnisse und Erfahrungen, die man bei 
der Erforschung geeigneter FuE- und 
Innovationsstrategien erwirbt, können 
sich später beim Produkt-/Verfahrens-/
Marktdesign sowie bei Produktion und 
Vertrieb als wertvoll erweisen.

Entscheidungsträger machen sich lang-
sam mit dem Gedanken der Dezentrali-
s ierung ,  der  öf fent l ich-pr ivaten 
Interaktion, Selbstentdeckung und Prio-
risierung vertraut. 

Nicht zuletzt liefert der neue Ansatz den 
Regionen einen neuen Grund, zusam-
menzuarbeiten und Wissen zu teilen, 
denn intelligente Spezialisierung zeigt, 
dass jede Region gewisse Prioritäten mit 
anderen Regionen teilt – ein guter Grund 
für die Gründung von Netzwerken und 
Partnerschaften.

Der neue Ansatz hatte in Europa und 
anderen Kontinenten zweifellos eine 

enorme Wirkung. Angesichts dieser Wir-
kung und der beträchtlichen Mobilisie-
rung des privaten und öffentlichen 
Sektors auf regionaler Ebene wäre es 
einfach absurd, RIS3 zu beenden. Der 
politische Lerneffekt war enorm und die 
Regionen wissen jetzt viel besser als bei 
Einführung des Konzepts vor fünf Jahren, 
wie ein S3 gestaltet und umgesetzt wird. 
Sie haben viel gelernt und werden dies 
auch weiterhin tun. Sollten regionale 
Agenturen und Interessengruppen gebe-
ten werden, RIS3 noch einmal durchzu-
führen, würden sie dabei mit Sicherheit 
effizienter und effektiver vorgehen. 

Prof. Dominique Foray 
Vorsitzender 

Wirtschaftswissenschaften und 
Innovationsmanagement, 

Eidgenössische Technische 
Hochschule Lausanne (CH)

Die Daseinsberechtigung 
für intelligente Spezialisierung: 

Ressourcen und 
Aufmerksamkeit werden auf 
gewisse strategische Bereiche 

konzentriert, um einen 
Engelskreis aus Besonderheit 

und Spezialisierung im 
Hinblick auf Innovationen 

zu aktivieren.
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Gestaltung einer Investitionspolitik 
für mehr Zusammenhalt in Europa

Die EU-Kohäsionspolitik unter-
stützt unzählige Projekte in allen 
europäischen Regionen. Sie ist 
die größte Investitionsquelle der 
EU, fördert wichtige realwirt-
schaftliche Projekte und unter-
stützt den Strukturwandel in 
den EU-Mitgliedstaaten. 

Die Kohäsionspolitik ist Teil der Ver-
träge und steht für die Solidarität 
in der EU. Zudem ist sie ein 

wesentlicher Faktor für einen stärkeren 
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen 
Zusammenhalt in Europa. 

Doch jetzt ist es an der Zeit, Umvertei-
lung und schnelle Ausgaben hinter uns 
zu lassen und die Kohäsionspolitik im 
Kontext einer Logik aus Investitionen, 
Wettbewerbsfähigkeit und struktureller 
Verbesserung zu betrachten. Dies ist 
erforderlich, um den Erfolg der Kohäsi-
onspolitik und gleichzeitig die Konvergenz 
zwischen den Mitgliedstaaten zu verbes-
sern, die eine Vorbedingung für die ein-
wandfreie Funktionsweise der EU und vor 
allem des Euro- Währungsgebiets ist. 

Die Kohäsionspolitik muss integraler 
Bestandteil einer europäischen Investi-
tionsstrategie mit starker territorialer 
Ausrichtung sein und jeder Region die 
zur Steigerung ihrer Wettbewerbsfähig-
keit erforderlichen Instrumente an die 
Hand geben. Sie muss zu wirtschaftli-
cher und struktureller Transformation 
führen und in jeder Region eine sichere, 
auf individuellen Stärken basierende 
Grundlage schaffen.

Eines darf man nicht vergessen: Die 
Errungenschaften der Kohäsionspolitik 
gehen weit über die finanzielle Unter-
stützung durch die Europäischen Struk-
tur- und Investitionsfonds (ESI) hinaus 
und sind fest mit den positiven Nebenef-
fekten dieser Politik verbunden. Diese 

Effekte sind in Form von Kapazitätsauf-
bau, langfristigen Prioritäten, Strategien 
für regionale Spezialisierung, Partner-
schaft und anderen Dingen erkennbar.

Es gilt jedoch, diese Vorteile weiter zu 
verstärken. Hierzu müssen die Kohäsi-
onspolitik modernisiert und vereinfacht, 
ein anpassungsfähiger mittel- bis lang-
fristiger Rahmen eingerichtet, Projekte 
mit eindeutigem EU-Mehrwert unter-
stützt und geeignete Leistungsanreize 
bereitgestellt werden. 

Vor allem aber müssen wir weiterhin auf 
eine Politik zusteuern, die auf Ergebnisse 
und weniger auf formelle Einhaltung 
abzielt. Wir müssen Strukturfonds mit-
hilfe eines vereinfachten, integrierten und 
proportionalen Kontrollsystems zugäng-
licher und verständlicher machen. Wir 
müssen die administrative und techni-
sche Kapazität der Regionen sowie eine 
echte Partnerschaft in allen Programm-
stadien und auf allen Verwaltungsebenen 
weiter aufbauen. 

Nicht zuletzt muss die Kohäsionspolitik 
verstehen, dass die EU und ihre Mitglied-
staaten auf globaler Ebene konkurrieren 
und agieren. Beispielsweise müssen die 
ESI-Fonds weiterhin Unternehmen jeder 

Größe zur Verfügung stehen. Wir dürfen 
auch nicht vergessen, dass Mid-Caps 
und große Unternehmen starke positive 
Spillover-Effekte auf die lokale Wirt-
schaft und das KMU-Wachstum haben 
und Investitionsverlagerungen vermie-
den werden müssen. Vielmehr muss die 
EU sicherstellen, dass sie ein attraktiver 
Investitionsstandort ist, und ein starkes 
Europa aufbauen, das von Zusammen-
halt geprägt ist. 

BusinessEurope ist führender Verfechter 
von Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit 
in Europa. Der Verband setzt sich für 
Unternehmen auf dem gesamten 
Kontinent und für Belange ein, 
die die unternehmerische Leistung 
am stärksten beeinflussen: 
https://www.businesseurope.eu/

Emma Marcegaglia 
Präsidentin von BusinessEurope 

Die Kohäsionspolitik 
muss modernisiert 

und vereinfacht, ein 
anpassungsfähiger mittel- bis 

lang fristiger Rahmen 
eingerichtet, Projekte mit 

eindeutigem EU-Mehrwert 
unterstützt und geeignete 

Leistungsanreize 
bereitgestellt werden.

https://www.businesseurope.eu
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Kohäsionspolitik und der Widerspruch 
im öffentlichen Sektor
Die Kohäsionspolitik von morgen wird viel mit der heutigen 
gemeinsam haben. Warum? Weil die Ziele des aktuellen 
Programmplanungszeitraums – intelligentes, nachhaltiges und 
integratives Wachstum – in Zukunft eher noch wichtiger werden.

Auch viele der zentralen Themen des 
Programms 2014-2020, wie Ergeb-
nisorientierung, Verbesserung der 

Qualität von Institutionen und Vereinfa-
chung von Rechtsvorschriften, werden 
immer wichtiger.

Wenn die EU unter Druck steht, den 
Bürgern ihren Wert zu beweisen, sind 
vor allem greifbare Ergebnisse gefragt. 
Daher ist die Neuorientierung an den 
Ergebnissen der Regionalpolitik längst 
überfällig, denn bislang stand die 
Kapazität einer Region, die zur Errei-
chung der Ziele nötigen Finanzmittel 
aufzunehmen, zu stark im Vordergrund. 
Die Ergebnisorientierung unterstreicht 
die Bedeutung des zweiten Themas – 
institutionelle Leistungsfähigkeit.

Die Leistungsfähigkeit öffentlicher Ins-
titutionen ist zweifellos der wichtigste 
Faktor für Innovation und Entwicklung. 
Die Kohäsionspolitik von morgen muss 
jedoch den Widerspruch im öffentli-
chen Sektor beheben. 

Dieser Widerspruch ist auf zwei grund-
legend unterschiedliche Trends zurück-
zu führen .  E iner se i t s  s t and  der 
öffentliche Sektor fast zehn Jahre lang 
unter großem Sparzwang, wodurch 
seine Handlungsfähigkeit eingeschränkt 

wurde. Andererseits spielt er eine wich-
tige Rolle in gesellschaftlich relevanten 
Sektoren – wie Energie, Gesundheit, Bil-
dung, Verkehr, Lebensmittelsicherheit 
und Altersfürsorge –, die in hohem Maße 
zu intelligentem, nachhaltigem und inte-
grativem Wachstum beitragen.

Daher benötigt die Kohäsionspolitik 
einen intelligenten und keinen dezi-
mierten öffentlichen Sektor, wenn sie 
in Zukunft mehr greifbare Ergebnisse 
erzielen will. Hierzu sollten öffentliche 
Verwaltungen ihren alten Führungsstil 
der „Anordnungs- und Kontrollstruktur“ 
aufgeben und sich an den erfolgreichs-
ten Behörden orientieren – z. B. SPRI im 
Baskenland, Aster in der Emilia-Roma-
gna und JIC in Südmähren. Diese 
Behörden sind geschickt darin, regio-
nale Innovations-Ökosysteme zu för-
dern , in denen Akteure aus dem 

öffentlichen, privaten und tertiären 
Sektor lernen, zum gegenseit igen 
 Vorteil zusammenzuarbeiten. 

Schließlich sollte die Vereinfachung der 
Rechtsvorschriften weiter höchste Prio-
rität genießen. Momentan erhält der 
öffentliche Sektor unterschiedliche Sig-
nale: Die Kohäsionspolitik verlangt mehr 
Beweglichkeit, Kreativität und Experi-
mentierfreudigkeit, während die Prüfkul-
tur keine Fehler duldet und Kreativität 
im Namen der Konformität erstickt.

Eine Kohäsionspolitik , die all diese 
Punkte in Angriff nimmt, kann zu Recht 
behaupten, intelligentes, nachhaltiges 
und integratives Wachstum ernst zu 
nehmen. 

Kevin Morgan,  
Professor of Governance and 

Development und Dean of 
Engagement an der Universität 

Cardiff (Vereinigtes Königreich) 

Die Leistungsfähigkeit 
öffentlicher Institutionen ist 

zweifellos der wichtigste Faktor 
für Innovation und 
Entwicklung.
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Kohäsionspolitik: Erfolge und 
Ambitionen – eine kanadische Perspektive
Kanadas politische Gemeinschaften sind schon lange an der 
Europäischen Union und ihrer Kohäsionspolitik interessiert. 
Dieser Kommentar enthält eine kanadische Sichtweise der 
wichtigsten Erfolge und Ambitionen dieser Politik.

Als stark dezentralisierter Bundesstaat 
von enormer geografischer Ausdeh-
nung und mit markanten regionalen 

Identitäten steht Kanada vielfach denselben 
„Einigkeit durch Vielfalt"-Herausforderungen 
gegenüber wie die EU. Die kanadischen 
Regierungen ergreifen bereits seit den 
1960er Jahren territoriale Strategien für 
eine regionale wirtschaftliche Konvergenz 
und eine nationale soziale Kohäsion und 
orientieren sich dabei an den innovativen 
Ideen und bewährten Praktiken der EU. 

Erfolge

Integrative wirtschaftliche Entwicklung: 
Die EU-Kohäsionspolitik ist beispielhaft 
in zwei regionalen Dimensionen. Erstens 
wurden umfassende Infrastrukturinves-
titionen in rückständigen Regionen durch 
ein endogenes Wachstum auf Grundlage 
von Produktivität und Unternehmertum 
und seit kurzem durch intelligente Spe-
zialisierung mithilfe regionaler Innovati-
onssysteme ersetzt. Zweitens verfolgt die 
Politik sozial- und umweltpolitische Ziele 

mit Schwerpunkt auf sozialen Investitio-
nen und einer nachhaltigen regionalen 
Wirtschaft, um das Wachstum zu för-
dern. Die integrierte Entwicklung der EU 
vereint wirtschaftliche, soziale und öko-
logische Prioritäten, anstatt sie in Kon-
flikt zu bringen.

Steuerung auf mehreren Ebenen: Die 
Kohäsionspolitik baut auf das Prinzip der 
Subsidiarität und Partnerschaft auf. Die 
politische Koordination auf mehreren 
Ebenen entsteht durch Konsultation und 
Kommunikation sowie durch Regierungs-
verträge, die die Erwartungen der EU in 
Bezug auf die Mittelverwendung klarstel-
len, aber auch die Anpassung regionaler 
Programme erlauben. Die Steuerung der 
EU auf mehreren Ebenen verbindet „orts-
gebundene Politik“ mit hierarchischer 
Aufsicht und Unterstützung.

Lernen und Anpassung: Daten werden 
auf kreative Weise für eine bessere Pla-
nung regionaler Programme genutzt. 
EU-Gelder werden anhand eines 
Drei-Stufen-Rahmens investiert, der regi-
onale Vorteile und Potenziale differen-
ziert. Die Programmevaluierung beruht 
zunehmend auf Zielen, Indikatoren, Leis-
tungsmessung und Beobachtung. Der Mix 
aus quantitativen und qualitativen Maß-
nahmen verbessert die Effektivität 
öffentlicher Investitionen und ermöglicht 
die regionale Feinabstimmung. 

Ambitionen

Demografischer Wandel: Flüchtlinge, die 
eine neue Heimat suchen, und Fachkräfte, 
die in ein anderes Mitgliedsland ziehen, 
stellen die Kohäsionspolitik der EU vor 
komplexe Probleme. Gleichzeitig wird die 
europäische Bevölkerung immer älter. Die 
Kohäsionspolitik benötigt ein innovatives 
Siedlungsprogramm für intensive Vielfalt 
sowie kreative Wohlfahrtsreformen. 

Digitale Transformation: Technologien 
verwandeln Arbeit, Produktion und Kon-
sum in Plattformwirtschaften und stel-
len die Kohäsionspolitik vor komplexe 
regionale und soziale Probleme. Wenn 
sich Investitionen auf städtische Zentren 
konzentrieren, wird der territoriale und 
soziale Zusammenhalt durch eine digi-
tale Kluft bedroht. Die Kohäsionspolitik 
benötigt eine „integrative Innovation“ 
zur Verbreitung digitaler Chancen mit-
tels elektronischen Diensten, Weiterbil-
dung und sozialer Innovation.

Verwaltungspolit ische Innovation: 
Die Kohäsionspolitik sieht sich komplexen 
ordnungspolitischen Herausforderungen 
gegenüber, da Regierungen und Behör-
den den Programmzugang zu bürokra-
t isch und die Beaufsicht igung zu 
kontrollierend finden. Die Verwaltung 
muss vereinfacht werden und die Pro-
grammdurchführung auf „gemeinsamer 
Verwaltung“ beruhen. Die Evaluierungs-
verfahren sollten die Einhaltung der 
kohäsionspolitischen Ziele verbessern 
und eine Begutachtung durch Fachkolle-
gen nutzen, um die Verwaltungskapazität 
für die Gestaltung der EU-Politik und die 
Durchführung regionaler Programme 
zu stärken. 
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Neil Bradford, PhD, Vorsitzender, 
Department of Political Science 

Huron University College, 
Western University (CA)

Kanadas politische 
Gemeinschaften sind schon lange 
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ihrer Kohäsionspolitik 
interessiert.



Welchen großen Herausforderungen 
unterliegen die EU-Finanzen nach 
2020 aus Ihrer Sicht?

Die größten Herausforderungen für die 
EU-Finanzen sind bereits heute sichtbar 
und entsprechen den Herausforderungen 
der EU: Wie können wir das Vertrauen 
unserer Bürger zurückgewinnen? Wie 
können wir den europäischen Ausgaben 
mehr Legitimität verleihen? Die EU ist von 
zahlreichen Krisen und neuen Prioritäten 
betroffen: Stärkung der wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit und Bewältigung 
der Jugendarbeitslosigkeit; Sicherung der 
Außengrenzen und bessere Zusammen-
arbeit in innerer Sicherheit und Verteidi-
gung; Kampf gegen Klimawandel und 
Umweltzerstörung; reibungsloser Über-
gang von EU-28 auf EU-27 nach dem 
Austritt Großbritanniens.

In diesen Punkten 
muss die EU heute 
handeln, auch wenn 
sie häufig nicht zum 
Kerngeschäft gehö-
r e n ,  b e s o n d e r s 
innere und äußere 
Sicherheit, die im Bereich der nationalen 
Souveränität verbleiben. In den vergan-
genen Jahreshaushaltsplänen wurden 
zwar Flexibilitätsinstrumente genutzt, 
ihr Einsatz bleibt aber abzuwarten. 

Welche wesentlichen Änderungen am 
aktuellen System schlagen Sie vor?

Die Reform des Einnahmensystems ist 
ein Teil dieser allgemeinen Neuorientie-
rung, da das gegenwärtige Finanzie-
rungssystem, das überwiegend auf 
Beiträgen aus Mitgliedstaaten beruht, 

den Status quo begünstigt und den Blick 
auf neue Erfordernisse behindert. Daher 
sprechen wir im Bericht der Hochrangigen 
Gruppe „Eigenmittel“ neun Empfehlungen 
aus, die Veränderungen begünstigen, 
darunter der Fokus auf Ausgaben mit 
dem größtmöglichen Mehrwert für 
Europa, die Abschaffung von Vergünsti-
gungen zugunsten bestimmter Länder 
und die Einführung eines oder mehrerer 
neuer Eigenmittel in den wichtigsten 
Politikbereichen der EU. So könnten 
Eigenmittel auf Grundlage einer gemein-
samen reformierten Umsatzsteuer oder 

Von EU-Politiken, besonders 
der Kohäsion, profitieren alle 

Länder, auch die „Nettozahler“. 
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Die Zukunft der 
EU-Finanzen 
Die Hochrangige Gruppe „Eigenmittel“ wurde im 
Februar 2014 eingerichtet, um die EU-Finanzen 
transparenter, einfacher, fairer und demokratisch 
verantwortungsvoller zu gestalten. Den Vorsitz der 
Gruppe hatte der ehemalige italienische 
Ministerpräsident und EU-Kommissar Mario Monti 
inne. Ihre Mitglieder werden vom Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Europäischen 
Kommission ernannt. Der Abschlussbericht und 
die Empfehlungen wurden im Januar 2017 im 
Europäischen Parlament und im Rat vorgestellt.



Körperschaftssteuer die Funktion des 
Binnenmarktes, das Leben der Unter-
nehmer und den Kampf gegen Steuer-
flucht und -betrug erleichtern, während 
ökologische Eigenmittel den Kohlen-
stoffausstoß reduzieren und zum grünen 
Wachstum beitragen könnten. Die letzt-
genannte Empfehlung gibt aus meiner 
Sicht wieder, wie EU-Einnahmen zusätz-
lichen Mehrwert bewirken können: Die 
EU kann keine Steuern erheben, ihre 
E innahmen können aber zu EU- 
Strategien und -Zielen beitragen. 

Welche Hindernisse müssen zur 
Umsetzung dieser Änderungen 
überwunden werden?

Das eindeutigste Hindernis stellt das 
für das Finanzierungssystem ange-
wandte Entscheidungsverfahren dar, 
das eine unausgewogene Machtvertei-
lung zwischen dem Europäischen Par-
lament und dem Rat beinhaltet. Das 
Europäische Parlament wird nur für 
Eigenmittel konsultiert, während es 
dem mehrjähr igen Finanzrahmen 
zustimmen muss und über den Jahres-
haushalt mitbestimmt. Entscheidungen 
im Rat müssen einstimmig und nach 
Ratifizierung in allen nationalen Parla-
menten getroffen werden. Das ist das 
aufwändigste Verfahren, das es gibt.

Ein weiteres Problem ist, dass Entschei-
dungsträger, die einer Verhandlung bei-
wohnen, selten bei einer zweiten 
anzutreffen sind, wodurch Erfahrungs-
werte fehlen oder Missverständnisse 
über die Funktionsweise der EU-Finan-
zen entstehen. Ein gängiges irreführen-
des Argument für die Ablehnung echter 
Eigenmittel ist z. B. der Gedanke, dass 
nur nationale Beiträge es den Mitglied-
staaten erlauben, Kontrolle über die 
EU-Finanzen auszuüben und dass mehr 
autonome Eigenmittel zu unkontrollier-
ten Haushaltserhöhungen führen. Das 
ist nicht der Fall. Echte Eigenmittel wür-
den die Zusammensetzung der Einnah-
men verändern (und nationale Beiträge 
verringern). Der Umfang des Haushalts 
wird im mehrjährigen Finanzrahmen 
festgelegt. Da der EU-Haushalt ausge-
wogen sein muss und nicht auf Schulden 
zurückgreifen kann, werden Einnahmen 
automatisch berechnet, sobald die Aus-
gaben bekannt sind – nicht umgekehrt.

Welche Rolle erwarten Sie für die 
Europäischen Struktur- und 
Investitionsfonds?

Die künftigen Struktur- und Investitions-
fonds spielen eine bedeutende Rolle 
in unseren Reformbemühungen, da 
sie wegen der Finanzierung zu vieler 

 Projekte mit zweifelhaftem europäischen 
Mehrwert häufig im Kreuzfeuer der Kritik 
standen. Dies trifft besonders auf die 
stärker entwickelten Regionen in den rei-
cheren Mitgliedstaaten zu. Durch ihre 
Finanzierung über nationale Finanzrah-
men sind sie ein wesentliches  Merkmal 
für den Fokus auf Nettosalden.

Die künftige Reform erhält die schwie-
rige Aufgabe, die Legit imität von 
EU-Maßnahmen in vielen Regionen wie-
der einzufordern, indem EU-weite 
öffentliche Güter eher als lokale in den 
Fokus rücken. Sie wird auch die Vorteile 
beweisen müssen, die über die unmit-
telbar Begünstigten hinaus entstehen. 
Grenzüberschreitende Vorteile, Aus-
strahlungs- oder Hebeleffekte werden 
aktuell ignoriert oder in Haushaltsver-
handlungen verschwiegen, obwohl sie 
ein Maß für den europäischen Mehrwert 
darstellen. Das muss sich ändern, um 
den Haushalt transparenter, erklärbarer 
und fairer zu gestalten. Von EU-Politi-
ken, besonders der Kohäsion, profitieren 
alle Länder, auch die „Nettozahler“. 

Die künftigen Struktur- und 
Investitionsfonds spielen eine bedeutende Rolle 
in unseren Reformbemühungen, da sie wegen 

der Finanzierung zu vieler Projekte mit 
zweifelhaftem europäischen Mehrwert häufig 

im Kreuzfeuer der Kritik standen. 
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FUTURE FINANCING
OF THE EU
Final report and recommendations
of the High Level Group on Own Resources
December 2016

Zusamenfassung und Empfehlungen 
sind in 23 Sprachen verfügbar. 
http://ec.europa.eu/budget/mff/hlgor/
index_de.cfm

http://ec.europa.eu/budget/mff/hlgor/index_de.cfm
http://ec.europa.eu/budget/mff/hlgor/index_de.cfm
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GIBT ES EIN THEMA, DAS IHRER ANSICHT NACH IN KÜNFTIGEN PANORAMA DATENPUNKT-ARTIKELN BEHANDELT 
WERDEN SOLLTE?

MÖCHTEN SIE, DASS WIR EINEN BESTIMMTEN DATENSATZ IN DIE OFFENE DATENPLATTFORM DER ESI-FONDS 
AUFNEHMEN?

DANN SENDEN SIE EINE E-MAIL AN: REGIO-EVAL@EC.EUROPA.EU

DATENPUNKT: 3 – OFFENE DATENPLATFORM

Employed
2015

Inactive supported Unemployed supported

2 500 000

2 000 000

1 500 000

1 000 000

500 000

0

Zypern Schweden

Das Vereinigte Königreich Bulgarien Die Tschechische Republik Litauen Finnland Lettland Portugal

Die Niederlande Griechenland Polen Irland Belgien Deutschland Italien Frankreich Spanien

Ungarn Österreich Kroatien Luxemburg Slowenien Dänemark Estland Die Slowakei

Angestellte Unterstützte Inaktive Unterstützte Arbeibtslose

Übersicht der programmgerechneten Werte

Kommunikation über die Ergebnisse der 
ESI-Fonds: zunehmende Bedeutung 
gemeinsamer Indikatoren
Die notwendige Überwachung von und 
Berichterstattung über Ergebnisse muss eine 
gemeinsame Verantwortung und ein wesentlicher 
Teil aller sinnvollen Diskussionen über die 
EU-Politik sein.

In den Programmen 2014-2020 sind Verbesserungen bei der 
Nutzung von Indikatoren zur Messung der Leistungen und 
Ergebnisse der verschiedenen ESI-Fonds erkennbar – gemein-

same Indikatoren sind ein starkes Instrument, um gesamtwirt-
schaftliche politische Errungenschaften in den Mitgliedstaaten 
zu kommunizieren. Diese Entwicklungen ergänzen andere leis-
tungsbezogene Verbesserungen, z. B. eine robustere Festlegung 
von Zielen, eindeutigere Zielsetzungen und den neuen mit der 
leistungsgebundenen Reserve verbundenen Leistungsrahmen. 
Eine deutlichere Ergebnisorientierung bewirkt u. a., dass sich 
nicht mehr nur ein paar Techniker mit Indikatoren befassen. 

Das aktuelle System von Indikatoren wurde im Laufe der 
Jahre auf der Grundlage von Erfahrungen mit jedem Fonds 
entwickelt. Die gemeinsamen Indikatoren sind also für die 
Programme jedes einzelnen Fonds gleich, während es zudem 
an die fondsspezifischen Ziele, Zielsektoren und die Gründe 
für Maßnahmen angepasste Indikatoren gibt. 

Zwei wesentliche Anliegen haben die Auswahl der Indikatoren 
und die Festlegung gemeinsamer Indikatoren beeinflusst:

 > Sind die Indikatoren eine sinnvolle Kennzahl für die 
Maßnahmen und Ziele der spezifischen Fonds?

 > Sind die Indikatoren stets verfügbar, ohne übermäßige 
Kosten und Aufwand für Verwalter und Begünstigte zu 
verursachen?

Für den Zeitraum 2014-2020 wurden die Antworten auf 
diese Fragen zusammen mit Akteuren und Sachverständi-
gen aus den Mitgliedstaaten in jahrelangen Überlegungen 
erarbeitet. 

ESF: Teilnehmer Arbeitsverhältnisse
Implementiert: 2 707 055 Teilnehmer
Unter denen
Unterstützte Arbeibtslose: 1 574 509 Teilnehmer
Angestellte: 435 940 Teilnehmer
Unterstützte Inaktive: 696 606 Teilnehmer

ZWEI BEISPIELE AUS DEM ESF UND DEM EFRE ENDE 2015

mailto:REGIO-EVAL@ec.europa.eu
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Das sichtbarste Produkt des aktuellen Indikatorensystems 
der offenen Datenplattform der ESI-Fonds ist die Vorstellung 
von „Errungenschaftskacheln“ für gemeinsame Indikatoren 
nach Fonds und Thema. Zu den weiteren Verbesserungen 
zählen eine erweiterte Liste gemeinsamer Indikatoren und 
bessere Methoden für die Erhebung und Meldung von 
 EFRE-und ESF-Indikatoren.

Gibt es zu viele Indikatoren?

Diese Frage wurde auf höchster Ebene der EU-Institutionen 
gestellt, nicht zuletzt, weil es einfacher wäre, auf EU-Ebene 
mit wenigen, leicht zusammenzuführenden Indikatoren zu 
arbeiten. Der Europäische Rechnungshof hat die Bedeutung 
und Nutzung so zahlreicher programmspezifischer Indikatoren 
und die Schwierigkeit ihrer Zusammenführung auf EU-Ebene 
kürzlich ebenfalls hinterfragt. 

Andererseits haben verschiedene Akteure unterschiedliche 
Anforderungen und schlagen eine Vielzahl an Indikatoren vor, 
von denen viele in ihrer Region oder ihrem Mitgliedstaat dienlich 
und bereits verfügbar sind. 

Eine weitere Erklärung für die vermeintlich große Anzahl gemein-
samer EU-Indikatoren ist die sehr große thematische Bandbreite 
der durch die ESI-Fonds finanzierten Maßnahmen und Sektoren. 
Für den EFRE gibt es z. B. 46 gemeinsame Indikatoren.

Die richtigen Fragen sind möglicherweise: „Erfassen die gemein-
samen Indikatoren wesentliche Ergebnisse in den verschiedenen 
Themenbereichen?“ und „Gibt es Bereiche, in denen wesentliche 
Ergebnisse nicht erfasst werden?“

Die Zukunft 

In der Debatte über den mehrjährigen Finanzrahmen nach 
2020 und die Zukunft der gemeinsamen Verwaltung über die 
ESI-Fonds ist die Frage der Leistung und der Ergebnismessung 
ein heißes Thema. Die wichtigsten Fragen lauten: 

 > Können wir die Messung der Leistungen der Fonds verbessern 
und gleichzeitig den Aufwand für Akteure verringern?

 > Können die unterschiedlichen Indikatorensysteme für alle 
Fonds rationalisiert werden? Brauchen unterschiedliche 
Akteure verschiedene Indikatoren?

 > Hätte es Vorteile, gemeinsame EU-Indikatoren für alle Fonds 
festzulegen, um Ergebnisse zu messen und zu 
kommunizieren?

 > Sollten wir die Anzahl spezifischer nationaler Indikatoren 
reduzieren? Oder ist die Qualität der Indikatoren und ihre 
politische Bedeutung wichtiger?

Es mag eine technische Debatte sein, aber sie ist für die Zukunft 
der Politik entscheidend. Bleiben Sie am Ball oder, noch besser, 
engagieren Sie sich!  

MEHR DAZU
ESI-Fonds – Offene Datenplattform: 
https://cohesiondata.ec.europa.eu/ 
Wählen Sie den Abschnitt „Errungenschaft“ auf den Seiten 
„Thema“, „Land“ oder „Fonds“:
Offene Daten FAQ zu „Errungenschaften“:  
http://ec.europa.eu/regional_policy/en/faq/about_open_data/ 
ERH-Sonderbericht Nr. 2/2017: Die Verhandlungen der 
Kommission über die Partnerschaftsvereinbarungen und 
Programme der Kohäsionspolitik 2014-2020: 
http://www.eca.europa.eu/de/Pages/DocItem.aspx?did=41008

VIELE GEMEINSAME INDIKATOREN NACH FONDS 
FÜHREN ZU WENIGEN INDIKATOREN NACH 
„THEMA“: DER FALL EFRE

Umsetzungsforschritte

0.0% 20.0% 40.0% 60.0% 80.0% 100.0%

Vorgesehen Entschlossen Implementiert

Österreich Malta

Bulgarien

Deutschland Polen Ungarn Irland Italien Spanien Frankreich Das Vereinigte Königreich

Belgien Finnland Die Slowakei Die Tschechische Republik Schweden Portugal Interreg Griechenland

Zypern Rumänien Die Niederlande Lettland Dänemark Kroatien Slowenien Estland

Lorem ipsum

Vorgesehen Entschlossen Implementiert

Umsetzungsforschritte

EFRE: Unterstützte Unternehmen
Vorgesehen: 1 098 048 Unternehmen
Entschlossen: 137 463 Unternehmen
Implementiert: 36 379 Unternehmen
Übersicht der Programziele

FTEI: 
6 Indikatoren

Energie und 
Klima: 

5 Indikatoren

Soziale 
 Infrastruktur: 
2 Indikatoren

IKT: 
1 Indikator

Umwelt: 
5 Indikatoren

URBAN: 
4 Indikatoren

Unternehmen: 
9 Indikatoren

Transport: 
6 Indikatoren

Interreg: 
6 Indikatoren

https://cohesiondata.ec.europa.eu
http://ec.europa.eu/regional_policy/en/faq/about_open_data
http://www.eca.europa.eu/de/Pages/DocItem.aspx?did=41008
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Gründe, warum eine verstärkte 
Kohäsionspolitik in der EU höchste 
Priorität genießen sollte

Die Kohäsionspolitik war in Europa nie wichtiger als in den 
aktuellen unruhigen und unsicheren Zeiten. Die europäische 
Einheit wird bedroht, die Zukunft der EU steht auf dem Spiel. 

Im jüngsten Reflexionspapier „Die Glo-
balisierung meistern“ hat die Europäi-
sche Kommission anerkannt, man 

müsse „auf den regionalen und lokalen 
Investitionsbedarf [...] eingehen und dafür 
sorgen, dass der Binnenmarkt allen Regi-
onen zugutekommt und diese sich besser 
für die Herausforderungen der Globalisie-
rung rüsten können“. 

Die Konferenz der peripheren Küstenre-
gionen Europas (KPKR) ist daher der 
Ansicht, dass eine alle Regionen umfas-
sende, verstärkte und neu belebte 
Kohäsionspolitik für die Kommission in 
den kommenden Jahren höchste Priori-
tät genießen sollte. Dazu haben wir 
einige wichtige Botschaften für die 
Zukunft zusammengestellt. 

Wir glauben, dass die territoriale Dimen-
sion der künftigen Kohäsionspolitik wei-
ter ausgedehnt werden sollte. Das 
europäische Projekt braucht Kohäsions-
politik, um EU-Ziele in Mitgliedstaaten 
und Regionen zu erreichen. Die EU-Ziele 
müssen in ganz Europa umgesetzt wer-
den, auch in besonderen Gebieten wie 
Inselregionen, Regionen in äußerster 
Randlage und dünn besiedelten Gebie-
ten im Norden. 

Die KPKR beginnt mit der Prämisse, dass 
territorialer, wirtschaftlicher und sozialer 
Zusammenhalt zum Zwecke der EU-So-
lidarität gemeinschaftliche Ziele sind. 
Durch diese Grundsätze profitieren die 
Einwohner der verschiedenen EU-Regi-
onen gleichberechtigt von den im Ver-
trag festgelegten Grundfreiheiten, die in 
der EU-Politik umgesetzt werden. 

Wir haben für den Zeitraum nach 2020 
einen konstruktiven Vorschlag für Finan-

zierungsinstrumente: Die Kommission 
sollte festlegen, wo Finanzierungsinst-
rumente in der künftigen Kohäsionspo-
litik, die weiterhin hauptsächlich auf 
Zuschüssen beruht, den größten Mehr-
wert bieten, anstatt diese beiden Fakto-
ren voneinander zu trennen. 

Der Europäische Fonds für strategische 
Investitionen könnte ebenfalls einen 
Mehrwert für die allgemeine Investiti-
onspolitik Europas schaffen, wird jedoch 
geografisch und sektoral unausgewogen 
eingesetzt . Die Kommission muss 

 eindeutige Grenzen zwischen den beiden 
Instrumenten festlegen und Rat zu ihrer 
bestmöglichen Kombination geben, um 
die wesentliche Rolle der Kohäsionspo-
litik für die Unterstützung regionaler 
Entwicklung zu bewahren.

Wir sind außerdem der Ansicht, dass 
Europa eine ehrgeizige Strategie in der 
Nachfolge der Strategie Europa 2020 
benötigt. Die Kohäsionspolitik erreicht 
ihre Ziele sicherlich nur, wenn sie auf 
einer umfassenden, ehrgeizigen und 
langfristigen europäischen Strategie für 
nachhaltiges Wachstum und nachhaltige 
Entwicklung in der gesamten EU beruht. 

Die Erwartungen der KPKR für den Zeit-
raum nach 2020 bleiben hoch, doch die 
Zukunft Europas steht auf dem Spiel! 

An der Konferenz der Peripheren Küsten-
regionen Europas (KPKR) nehmen etwa 
160 Regionen aus 25 Staaten der EU und 
Grenzgebieten teil. Die KPKR vertritt rund 
200 Millionen Einwohner und setzt sich 
für eine ausgewogenere Entwicklung 
innerhalb des europäischen Gebiets ein. 
Sie fungiert als Denkfabrik und Interes-
senverband für Regionen und konzentriert 
sich in erster Linie auf sozialen, wirt-
schaftlichen und territorialen Zusammen-
halt, Meerespolitik und Erreichbarkeit. 
www.cpmr.org

Die Kommission sollte 
festlegen, wo Finanzierungsinst-

rumente in der künftigen 
Kohäsionspolitik, die weiterhin 
hauptsächlich auf Zuschüssen 

beruht, den größten Mehrwert 
bieten, anstatt diese beiden 

Faktoren voneinander 
zu  trennen.

Eleni Marianou 
Generalsekretärin der KPKR 

http://www.cpmr.org
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Kohäsionspolitik: Wie kann die 
EU gleichzeitig Solidarität und 
Investitionen aufrechterhalten?

Populismus und Europaskepsis, 
insbesondere unter benachtei-
ligten Gruppen, setzen die EU 
zunehmend unter Druck, ihre 
Investitions- und Solidaritäts-
instrumente und vor allem die 
Kohäsionspolitik zu stärken. 

Diese Stärkung ist jedoch im Kontext 
einer ungewissen Zukunft der EU 
in Bezug auf ihre interne und 

externe Sicherheit, globale Trends, Migra-
tion und ein hartnäckiges Ungleichge-
wicht innerhalb der Wirtschafts- und 
Währungsunion (WWU) zu sehen. 

Da nach dem Brexit mit einer deutlichen 
Kürzung des EU-Haushalts zu rechnen 
ist, wird die Kohäsionspolitik (KP) im 
nächsten mehrjährigen Finanzrahmen 
mit neuen zusätzlichen Prioritäten über 
ein kleineres Budget verfügen. Die Kohäs-
ionspolitik steht damit zu einer Zeit vor 
neuen Problemen, zu der ihre Effektivität 

wieder einmal neu bewertet wird. Gleich-
zeitig bietet dies jedoch die Chance, einen 
neuen Handel auf Grundlage eines ope-
rationellen Rahmens abzuschließen, der 
die KP-„Gemeinschaften“ zusammen-
bringt, anstatt den Wettbewerb um 
 Fördermittel zu verstärken.

Es bedarf einer umfassenden Bewer-
tung, wie die KP die Solidarität der EU 
voranbringen und eine nachhaltige 
Bereitstellung der Fördermittel sicher-
stellen kann. Die KP hat in den letzten 
Jahrzehnten viel zur EU-Agenda für 
intelligentes, nachhaltiges und integra-
tives Wachstum beigetragen. Kritik-
punkte sind eine übermäßige Bürokratie, 
„Kreislauffinanzierung“, eine Kluft zwi-
schen Ausgaben und Notwendigkeit und 
eine geringe Inanspruchnahme der 
bereitgestellten Mittel.

Das EU-Projekt benötigt neue Impulse 
und eine mutige Reform der KP. Ihre wirt-
schaftlichen, sozialen und territorialen 
Ziele sollten den Kern des EU-Projekts 
bilden, um Zweck und Glaubwürdigkeit zu 
stärken. Relevanz und Wert der KP müs-
sen stärker integriert und über den 
gesamten Politik- und Förderrahmen der 
EU kommuniziert werden. Als Vehikel der 
EU-Solidarität kann die KP ihre Präsenz 
auf lokaler Ebene nur nutzen und erwei-
tern, wenn sie den erforderlichen Status 
und die erforderliche Reichweite hat. 

Ein eindeutiger Zweck ist unerlässlich. 
Die Glaubwürdigkeit der KP als treibende 
Investitionskraft muss gestärkt werden, 
was vereinfachte Regeln und Durchfüh-
rungssysteme sowie eine Angleichung 
an die wirtschaftspolitische Steuerung 
erfordert, um Skaleneffekte zu verstär-
ken und Investitionen anzulocken. 
Die neue KP muss zudem einen diffe-
renzierten Ansatz beinhalten und unter-
schiedliche Durchführungskapazitäten 
berücksichtigen (z. B. bei Inanspruch-
nahme und Entwicklungsniveau).

Einige dieser Vorschläge könnten auf 
Widerstand stoßen. Angesichts der der-
zeitigen Lage ist es jedoch im Interesse 
aller Partner, mögliche Reformen ernst-
haft zu erwägen, damit die Kohäsions-
politik auch nach 2020 ihren Zweck 
erfüllt. Denkbar schlecht wäre eine Kür-
zung der Mittel, ohne die Chance auf 
Reform und Priorisierung zu nutzen. 

Das European Policy Centre ist eine 
unabhängige Denkfabrik zur Förderung 
der europäischen Integration durch 
Analysen und Debatten. Sie 
unterstützt europäische Akteure bei 
der Entscheidungsfindung auf 
Grundlage von Daten und Analysen 
und unterhält eine Plattform, die 
Partnern, Interessengruppen und 
Bürgern ermöglicht, an der Gestaltung 
der EU-Politik und der Zukunft 
Europas mitzuwirken: 
http://www.epc.eu/about.php

Robin Huguenot-Noël 
EPC Policy Analyst on economic 
governance and the EU budget, 

 and Alison Hunter 
EPC Senior Adviser on regional 
policy, regional innovation and 

industrial growth

Die wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Ziele 

sollten den Kern des EU-Projekts 
bilden, um Zweck und 
Glaubwürdigkeit der 

Kohäsionspolitik zu stärken.

http://www.epc.eu/about.php
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Bessere Finanzierung für Städte hilft, 
gute Ergebnisse für Bürger zu erzielen

Die Kohäsionspolitik ist seit lan-
gem ein besonderer Ausdruck 
der Solidarität zwischen Mit-
gliedstaaten und Regionen in der 
EU und bewirkt beträchtliche 
Verbesserungen in öffentlichen 
Diensten und Infrastrukturen 
in ganz Europa.

Die Kohäsionspolitik liefert weiterhin 
klare und sichtbare Ergebnisse für 
Bürger in Bereichen wie dem bes-

seren Zugang zu Schulen, Gesundheit und 
Sozialfürsorge, saubererer Luft und Was-
ser bis hin zu größerer und nachhaltigerer 
Mobilität.

In meiner Heimatstadt Gent haben die 
Strukturfonds ermöglicht, sowohl in High-
tech- als auch „Lowtech“-Lösungen zu 
investieren. Wir haben 5 Millionen EUR 
aus dem Europäischen Fonds für regio-
nale Entwicklung (EFRE) investiert, um 
ein neues Geschäftszentrum zu errichten. 
Das moderne Gebäude verwendet natür-
liche Ressourcen wieder und fördert For-
schung, Innovation und Unternehmertum. 
Gleichzeitig bietet der EFRE wertvolles 
Startkapital, um neue Formen der Ent-
scheidungsfindung und sozialen Innova-
tion zu testen, die eindeutige, sichtbare 
Ergebnisse für unsere Bürger liefern und 
ihre Lebensqualität erhöhen.

Vor dem Hintergrund des Brexit und der 
längerfr ist igen Auswirkungen der 
Finanzkrise findet die nächste Diskussi-
onsrunde über die Kohäsionspolitik 
jedoch in einem deutlich anderen 
 Kontext statt. Es bestehen zahlreiche 
offene Fragen zum genauen Umfang 
des  kommenden EU-Haushalts.

Diese Herausforderung bietet uns die 
Gelegenheit, unser Handeln in Europa zu 
überdenken und die Bürger besser in die 
Entscheidungsfindung einzubeziehen. 
Die Kohäsionspolitik kann ein Baustein 

für eine stärkere und geeintere EU sein, 
deren Bürger sich der europäischen Idee 
verbunden fühlen und erkennen, wie die 
EU zu einer besseren Lebensqualität in 
unseren Städdie ten beiträgt.

Städte sind gut positioniert, um in Partner-
schaft mit den Entscheidungsträgern der 
EU eine Politik zu gestalten, die auf den 
Bedürfnissen der Bürger beruht. Als Regie-
rungsebene, die den Bürgern am nächsten 
steht, können wir EU-Investitionen mit 
lokalem Bedarf verknüpfen und bessere 
Erträge aus der Förderung gewährleisten. 
Das jüngste Positionspapier von EUROCI-
TIES plädiert für die Weiterführung einer 
starken Kohäsionspolitik nach 2020, die 
auf drei Grundsätzen beruht:

1)  Die Kohäsionspolitik muss weiterhin 
alle Regionen einschließen. Sie ist eine 
Politik der europäischen Solidarität. 

2)  Eine umfassendere Anwendung des 
Partnerschaftsprinzips muss dazu 
führen, dass Städte stärker einbezo-
gen werden und einen besseren 
Zugang zu Finanzierung haben. Die 
meisten globalen Herausforderungen 
sind in Städten konzentriert, und die 
Lösungen werden am häufigsten in 
Städten in die Tat umgesetzt.

3)  Die Vereinfachung bestehender Finan-
zierungsquellen, insbesondere die bes-
sere Integration des Europäischen 
Sozialfonds und des Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, wird 
den Städten eine effizierentere Bereit-
stellung wichtiger Dienste erleichtern. 

Wir haben viele Gründe, stolz auf Europa 
zu sein: dauerhafter Frieden, höherer 
Wohlstand und Solidarität. Der Brexit und 
die zunehmende Europaskepsis haben die 
EU jedoch in ihren Grundfesten erschüt-
tert. Eine starke Kohäsionspolitik, die 
Städte und Regionen wirksam in ihren 
Bemühungen unterstützt, gemeinsame 
Herausforderungen anzugehen, kann 
eines der stärksten Instrumente sein, um 
diese Krisen zu überwinden.  

Daniël Termont 
 Bürgermeister von Gent und 
Präsident von EUROCITIES

Die Kohäsionspolitik kann 
ein Baustein für eine stärkere 
und geeintere EU sein, deren 

Bürger sich der europäischen Idee 
verbunden fühlen und erkennen, 

wie die EU zu einer besseren 
Lebensqualität in unseren 

Städten beiträgt.

EUROCITIES ist das Netzwerk großer euro-
päischer Städte. Seine Mitglieder sind die 
gewählten lokalen und städtischen Regie-
rungen großer europäischer Städte. Über 
sechs thematische Foren und eine Vielzahl 
an Arbeitsgruppen, Projekten, Tätigkeiten 
und Veranstaltungen bietet es Mitgliedern 
eine Plattform für den Wissens- und Ide-
enaustausch zu Themen, die das Alltagsle-
ben der Europäer beeinflussen: 
http://www.eurocities.eu/eurocities/
home

http://www.eurocities.eu/eurocities/home
http://www.eurocities.eu/eurocities/home
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Der EU-Kohäsionsfonds und der 
Kampf gegen die Armut

Schuld an den ausbleibenden 
Fortschritten bei der 
Erreichung des Ziels von 
Europa 2020, mindestens 
20 Millionen Menschen aus 
der Armut zu befreien, trägt 
nicht nur die Finanzkrise, 
sondern auch das Fehlen einer 
ausgeglicheneren Sozial- und 
Wirtschaftsagenda. 

Dieses Scheitern führt in eine sozi-
ale und demokratische Krise. Die 
kürzlich vorgeschlagene europäi-

sche Säule sozialer Rechte könnte eine 
wirkliche Antwort bieten – doch für die 
Umsetzung auf nationaler Ebene bedarf 
es einer ernsthaften Verpflichtung.

Ohne das Armutsziel und erhebliche 
Anstrengungen zur Umsetzung der Stra-
tegie Europa 2020 und des Semester-
ver fahrens wäre d ie  Lage noch 
schlechter. Eine äußerst wichtige Bemü-
hung zur Verringerung der Anzahl in 
Armut lebender Menschen ist die Zweck-
bindung von 20 % des Europäischen 
Sozialfonds für die soziale Integration. 
Laut einer ersten Beurteilung durch die 
Kommission hielten alle Mitgliedstaaten 
diese Verpflichtung formal ein. Meint es 
die Kommission ernst, müssten jedoch 
eine weitere Überwachung und Bericht-
erstattung aufdecken, was die finanzier-

ten Maßnahmen beinhalten , und 
beurteilen, inwiefern die Maßnahmen 
einen Ausweg aus der Armut bieten.

Die von der Kommission unterstützte 
ESF-Plattform, insbesondere das the-
menbezogene Integrationsnetzwerk, 
bieten Austauschmöglichkeiten zu 
ESF-f inanzier ten Maßnahmen für 
 soziale Integration in drei Bereichen: 

1)  Innovationen bei Sozialdiensten 
mit Schwerpunkt auf Deinstitutiona-
lisierung; 

2)  Maßnahmen zur Erreichung von Grup-
pen und Gemeinschaften, in denen 
tiefe Armut und schwere Diskriminie-
rung herrscht, mit Schwerpunkt auf 
Obdachlosen und Roma, und 

3)  Maßnahmen zur Unterstützung aktiver 
Integrationsansätze mit Schwerpunkt 
auf integrierten Wegen und der Förde-
rung der Teilhabe an der Gesellschaft 
und am Arbeitsmarkt. Diese Arbeit 
dürfte zur Ermittlung von Indikatoren für 
soziale Integration beitragen, durch die 
die Zweckbindung von Mitteln für soziale 
Integration überwacht werden könnte.   

Bei der nächsten Runde des EU- 
Kohäsionsfonds sollte eine stärkere 
Zweckbindung von ESF-Mitteln für die 
soziale Integration erwogen werden. 

Die  Verpflichtung, die notwendige Zeit 
und die erforderlichen Mittel zu investie-
ren, damit all diese Maßnahmen wirklich 
ihre Indikatoren erreichen, ist dabei 
wesentlich. Ferner zeigt der Europäische 
Hilfsfonds für die am stärksten benach-
teiligten Personen, der sich auf soziale 
Integration,  Nahrungsmittelhilfe und 
materielle Unterstützung konzentriert, 
wie EU-Mittel wirksame Maßnahmen för-
dern können, die in Armut lebende und 
ausgegrenzte Menschen und Gemein-
schaften erreichen. Dieses Vorgehen 
untermauert, dass ein künftiger EU-Fi-
nanzrahmen neben der Nahrungsmittel-
hilfe auch ein umfassendes Programm 
für soziale Integration beinhalten sollte. 
Damit könnte der Säule sozialer Rechte 
ein tieferer Sinn gegeben werden. 

Bei der nächsten Runde des 
EU-Kohäsionsfonds sollte eine 

stärkere Zweckbindung von 
ESF-Mitteln für die soziale 

Integration erwogen werden.

Leo Williams  
Direktor des Europäischen 

Netzwerks gegen Armut

Das Europäische Netzwerk gegen Armut 
ist der größte europäische Verbund 
nationaler, regionaler und lokaler 
Netzwerke, zu denen 
Nichtregierungsorganisationen und 
Basisgruppen sowie europäische 
Organisationen gehören, die sich für den 
Kampf gegen Armut und soziale 
Ausgrenzung stark machen: 
http://www.eapn.eu/



Welchen Mehrwert bietet die 
europäische Kohäsionspolitik für 
Grenzregionen in der EU?

Die Europäische Union ist durch viele Bin-
nengrenzen geteilt, an denen unterschied-
liche Kompetenzen, Strukturen und 
Steuer- und Sozialgesetzen Schwierig-
keiten verursachen. Eine weitere Belastung 
für Grenz- und grenzüberschreitende Regi-
onen stellen geografische Hindernisse wie 
Grenzen an Flüssen und Gebirgszügen dar. 
Grenzen werden häufig als unüberwind-
liche Hürden angesehen, deren Überwin-
dung zu anstrengend und zeitaufwendig 
ist. Erfolgreiche grenzüberschreitende 
Kooperationen zeigen jedoch, dass aus 
Konflikten auch Wirtschaftswachstum und 
gegenseitiges Verständnis erwachsen kön-
nen. Für eine nachhaltige und wirksame 
europäische Integration ist daher eine enge 
Kooperation über grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit notwendig. Ohne Kohä-
sion an den europäischen Grenzen wird es 
schwierig, das im Vertrag verankerte Ziel 
des territorialen Zusammenhalts für die 
gesamte EU zu erreichen.

Ohne die kohäsionspolitische Unterstüt-
zung würden Grenzregionen aufgrund 
unterschiedlicher lokaler und regionaler 
Pr ior itäten niemals ihr Potenzial 

 ausschöpfen. Viel zu häufig werden Gele-
genheiten verpasst, eine „kritische Masse“ 
an Investitionen zu nutzen, die als gren-
züberschreitende Projekte sinnvoll sind, z. 
B. Krankenhäuser, grenzüberschreitende 
Dienste, Abfallentsorgungseinrichtungen, 
wirtschaftliche Zusammenarbeit usw. Die 
Herausforderung besteht darin, die Gren-
zen zusätzlich als Treffpunkte zu nutzen. 
Hier zeigt sich der tatsächliche Mehrwert, 
den die Kohäsionspolitik in Europas 
 Grenzregionen bewirken kann.

Können Sie zusammenfassen, welche 
wesentlichen Ergebnisse erzielt 
wurden und was noch zu tun ist?

Die Kohäsionspolitik hilft Grenzregionen, 
ihr Potenzial zu nutzen, indem die Unter-
schiede in den Prioritäten auf beiden 
Seiten der Grenzen abgebaut werden. 
Die grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit hat einen positiven Einfluss auf 
europäische Grenzregionen, besonders 
in Bezug auf Wirtschaftswachstum und 
Beschäftigung, ergänzt stets nationale 
Maßnahmen und trägt erheblich zur 
Umsetzung aktueller und künftiger 
europäischer Strategien bei. 

Sie geht weit über den reinen Erfah-
rungsaustausch und die Koordinierung 

hinaus und führt zur praktischen Zusam-
menarbeit, die u. a. positive Ergebnisse 
in den Bereichen Infrastrukturentwick-
lung, wirtschaftliche Zusammenarbeit, 
Innovation und Forschung, Arbeitsmarkt, 
Tourismus und Kultur beitragen. 

Die Kohäsionspolitik ist nicht nur ein Ins-
trument für wirtschaftliche Entwicklung 
und die Verr ingerung regionaler 
Ungleichheiten, sondern beweist in allen 
Regionen und Städten der EU ihren 
Mehrwert. Sie ist ein einzigartiges Bei-
spiel für die europäische Solidarität und 
Einheit und führt zu einer stärkeren und 
robusteren EU, die ja unser in der Erklä-
rung von Rom angegebenes gemeinsa-
mes Ziel ist. 

Welche Prioritäten sind für die 
Grenzregionen im Hinblick auf die 
Zukunft der EU-Finanzmittel 
wichtig?

Grenzregionen sind wie alle anderen 
Regionen in der EU an einem EU-Haushalt 
interessiert, der wirklich allen Bürgern 
dient. Statt mehr zentralisierten EU- 
finanzierten Programmen auf europäi-
scher Ebene befürwor ten sie die 
Verwendung der EU-Mittel zur Unterstüt-
zung grenzüberschreitender Entwick-
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Schaffung einer 
„Allianz der Willigen“

Karl-Heinz Lambertz, Präsident der Arbeitsge-
meinschaft europäischer Grenzregionen und 
kommender Präsident des Europäischen Aus-
schusses der Regionen, hebt die Bedeutung 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
für die Förderung der wirtschaftlichen 
 Entwicklung und Kohäsion hervor.



lungsstrategien nach regionalem Bedarf. 
Wir nennen es den „ortsgebundenen“ 
Ansatz, der ein wesentliches Element der 
Kohäsionspolitik ist. 

Die finanzielle Unterstützung für die 
europäische territoriale Zusammenar-
beit nach 2020 sollte daher dringend 
gegenüber der aktuellen Zuweisung von 
3 % aus den Europäischen Struktur- und 
Investitionsfonds erhöht werden. 

Wir müssen außerdem sicherstellen, 
dass unsere Mittelverwaltungsverfah-
ren, wie in der Initiative des „ergebniso-
rientierten Haushalts“ der Europäischen 
Kommission vorgesehen, gestrafft und 
vereinfacht werden.

Welchen Standpunkt haben Sie als 
künftiger Präsident des Europaïschen 
Ausschusses der Regionen (AdR) ab 
dem 12. Juli zur Zukunft der Politik 
und der ESI-Fonds nach 2020?

Bei unserer Plenarsitzung im Mai hat der 
AdR als erstes EU-Organ auf der Grund-
lage intensiver Debatten mit europäi-
schen Städten und Regionen, der 
Europäischen Kommission, dem Europä-
ischen Parlament, zahlreichen Mitglied-
staaten und unzähligen Akteuren seinen 

offiziellen Standpunkt zur Zukunft der 
Kohäsionspolitik angenommen.

Als künftiger AdR-Präsident habe ich, 
auch angesichts der Debatte über die 
Zukunft Europas und des Austritts des 

Vereinigten Königreichs die Aufgabe, 
mich für gemeinsame Ideen zur Zukunft 
der Kohäsionspolitik einzusetzen.

Die alleinige Aufgabe aller, die mit der 
und für die EU arbeiten, besteht in der 
Verbesserung und Förderung des Lebens 
der Bürger. Ich bin zutiefst davon über-
zeugt, dass wir den zunehmenden Popu-
lismus und den Vertrauensverlust vieler 
EU-Bürger nur überwinden können, 

indem wir aufzeigen, dass sie in ihren 
Leben und Gemeinschaften von der EU 
profitieren. Genau dafür steht die 
Kohäsionspolitik, daher brauchen wir sie 
in Zukunft mehr als je zuvor.

Wir werden versuchen, 
eine „Allianz der Willigen“ 
zu schaffen, die sich für 
eine reformierte Kohäsi-
onspolitik einsetzt, die 
erheblich vereinfacht 
werden und auf einer 
stärkeren Partnerschaft 
mit den Städten und 
Regionen beruhen muss. 
Dies schließt auch ein, die 
Bewertung der territoria-
len Auswirkungen von 
EU-Politiken stärker zu 
gewichten, damit sie alle 

das im Vertrag verankerte Ziel des wirt-
schaftlichen, sozialen und territorialen 
Zusammenhalts fördern. 
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 Die alleinige Aufgabe 
aller, die mit der und für die 
EU arbeiten, besteht in der 

Verbesserung und Förderung 
des Lebens der Bürger. 

 Grenzen werden häufig als unüberwindliche 
Hürden angesehen, deren Überwindung zu 

anstrengend und zeitaufwendig ist. Erfolgreiche 
grenzüberschreitende Kooperationen zeigen 

jedoch, dass aus Konflikten auch 
Wirtschaftswachstum und gegenseitiges 

Verständnis erwachsen können.
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VRE für eine ergebnisorientierte 
Kohäsionspolitik nach 2020
Die Versammlung der Regionen Europas (VRE) glaubt an eine neue 
Vision für die künftige Kohäsionspolitik: ein einfacher Durchfüh-
rungsmechanismus, der in ganz Europa Ergebnisse erzielt.

Die europäischen Regionen arbeiten 
täglich mit Kohäsionspolitik und 
unterbreiten Vorschläge für eine 

bessere Zukunft. So auch die von der VRE 
gegründete Task Force für Kohäsionspo-
litik, die am 1. Juni 2016 im österreichi-
schen Sankt Pölten eine Erklärung mit den 
folgenden vier Punkten annahm: eine 
langfristige Vision; Vereinfachung und 
Audit; Zusammenlegung der Europaïsche 
Struktur- und Investitionsfonds mit ande-
ren Fonds sowie eine Steuerung auf meh-
reren Ebenen und „Gold Plating“.

Zur Bewältigung der künftigen Heraus-
forderungen in der EU muss die Kohäs-
ionspo l i t i k  e i ne  neue  R i c h t ung 
einschlagen. Brexit , ein knapperer 

EU-Haushalt und die neuen Herausfor-
derungen werden den öffentlichen Wert 
der ESI-Fonds steigern. Ein Manko der 
Kohäsionspolitik sind die geringe Inan-
spruchnahme und der komplexe Durch-
führungsmechanismus. Die ESI-Fonds 
haben jedoch einen Mehrwert erbracht. 
Der einzige Weg nach vorn besteht in 
einer ergebnisorientierten Kohäsionspo-
litik, klaren EU-Zielen und einem einfa-
chen Durchführungsmechanismus für 
die Begünstigten.

Die Kohäsionspolitik nach 2020 muss 
die wirtschaftlichen, sozialen und terri-
torialen Herausforderungen der Regio-
nen als Ausgangspunkt nehmen. Durch 
die Bezuschussung von Innovationen in 
den Bereichen Energiewende, Klimawan-
del und soziale Integration verringert sie 
nicht nur die Einkommensungleichheit 
zwischen europäischen Regionen, son-
dern verbessert mit jedem Euro auch die 
Lebensqualität der europäischen Bürger. 

Eine Vision für das Europa von morgen 
mit gemeinsamen europäischen Zielen 
wird den Begünstigten die Richtung vor-
geben und ihr Verantwortungsgefühl 
stärken.

Die neuen Durchführungsmechanismen 
sollten: Gold Plating verhindern, ein ein-
heitliches Regelwerk für verschiedene 
ESI-Fonds schaffen und Auditverfahren 
auf Grundlage von Programmumfang 
und Proportionalität der Fehlerraten 
 differenzieren. 

VRE-Berichterstatter für die 
Kohäsionspolitik nach 2020, 
Regionalminister der Provinz 

Flevoland (NL)

Die Versammlung der Regionen Euro-
pas (VRE) ist das größte unabhängige 
Netzwerk europäischer Regionen. Das 
Netzwerk, dem Regionen in 35 Län-
dern angehören, nimmt regelmäßig an 
kohäsionspolitischen Debatten teil. Im 
vergangenen September unterzeichne-
ten über 300 regionale Präsidenten die 
Initiative „Eine starke, erneuerte Regio-
nalpolitik für alle Regionen nach 2020: 
http://aer.eu/ 

Die Kohäsionspolitik nach 
2020 muss die wirtschaftlichen, 

sozialen und territorialen 
Herausforderungen der Regionen 
als Ausgangspunkt nehmen. 
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Moderation der 7. Konferenz 
zur Kohäsionspolitik 2017 
Als Moderatorin der 
zweitägigen 7. EU-Konferenz 
zur Kohäsionspolitik in Brüssel 
in diesem Jahr freue ich mich 
auf den Austausch mit der 
dynamischen Mischung aus 
Hauptrednern, Teilnehmern 
am Diskussionsforum, 
Besuchern, EU-Mitarbeitern 
und anderen Teilnehmern.

Die diesjährige Konferenz findet 
unter dem Eindruck des Brexit 
statt, der künftige EU-Haushalte 

und die Mittel der Kohäsionspolitik natür-
lich erheblich beeinflussen wird. Es ist 
momentan unmöglich, die Kosten des 
britischen Austritts für künftige EU-Haus-
halte zu berechnen. Die Schätzungen lie-
gen, abhängig von mehreren Faktoren, u. 
a. ob es ein sanfter oder harter Brexit 
wird, zwischen 5 und 17 Milliarden EUR 
Jahresdefizit.

Als irische Journalistin bin ich mir der 
wirtschaftlichen und politischen Folgen 
des britischen EU-Austritts nur allzu 
bewusst, da die gemeinsame Grenze von 
Irland und Nordirland enorme Heraus-
forderungen für die Zukunft bereithält 
– um den möglichen Schaden für den 
wichtigen Handel zwischen Irland und 
dem Vereinigten Königreich gar nicht zu 
erwähnen. Die Deckung einer zu erwar-
tenden Finanzierungslücke für die EU 
und ihren Haushalt nach 2020 wird des-
sen ungeachtet eine Mammutaufgabe. 
Der Brexit wird also zwangsläufig auf 
der Konferenz ein Thema sein. 

Eine der ersten Debatten, die ich am ers-
ten Tag moderiere, konzentriert sich auf 
den möglichen Beitrag der Kohäsionspo-
litik zur Modernisierung der europäischen 
Wirtschaft. Bei Forumsdiskussionen die-
ser Art kommt immer irgendwann der 
wachsende Einfluss der Digitalisierung 
auf Industrie und Gesellschaft zur Spra-
che und es werden häufig Themen wie 
fahrerlose Lastwagen, autonome Pro-
duktionsanlagen und hochmoderne 
Robotertechnologie angeschnitten. 

Die große Frage, die besonders für weni-
ger fortschrittliche Regionen und Städte 
relevant ist, lautet: Inwiefern lassen sich 
die EU-Länder auf diese digitale Trans-
formation ein? Wenn sie den digitalen 
Fortschritt nicht ermöglichen, der ihre 
wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Zukunftsfähigkeit sichert, besteht die 
Gefahr, dass sie abgehängt werden. 
Dann hätten wir ein Europa der zwei 
Geschwindigkeiten, in dem einige Länder 
den anderen technisch weit voraus sind. 

Wir leben in einer Zeit, in der wir uns 
stetig weiterentwickeln müssen, um uns 
in unseren Berufen und Gesellschaften 
zu behaupten. Wenn wir uns dem 

 digitalen Netz entziehen, geraten wir in 
einer immer technologischen Welt ins 
Hintertreffen. 

Die Regionen und Städte müssen beim 
Übergang von alten zu neuen Wirt-
schaftszweigen intelligent vorgehen, 
egal ob es um die vereinfachte Umschu-
lung von Lkw-Fahrern oder die Integra-
t ion von Roboter technologien zur 
Verbesserung der Stellung des Men-
schen in der Gesellschaft handelt. Die 
EU-Kommission darf den Versuch der 
Modernisierung nicht durch eine Vielzahl 
unnötiger Vorschriften und Bürokratie 
behindern. Wenn die Regionen und 
Städte diese digitale Transformation 
nämlich nicht umsetzen können, erleben 
wir wohl nicht den Zusammenhalt, des-
sen Entwicklung sich die EU erhofft.  

Karen Coleman 
Rundfunksprecherin/Journalistin/

Moderatorin

Als irische Journalistin bin 
ich mir der wirtschaftlichen und 
politischen Folgen des britischen 
EU-Austritts nur allzu bewusst, 
da die gemeinsame Grenze von 
Irland und Nordirland enorme 

Herausforderungen für die 
Zukunft bereithält.

www.karencoleman.com

@KarenColemanIRL

http://www.karencoleman.com
https://twitter.com/karencolemanirl
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Vorbereitung auf die 
Europäische Woche der 
Regionen und Städte 2017
Im Jahr 2017 findet die Europäische Woche der 
Regionen und Städte unter dem Titel „Regionen und 
Städte arbeiten für eine bessere Zukunft“ statt. Die 
Veranstaltung umfasst rund 100 Workshops, 
Debatten und Netzwerktätigkeiten, die von etwa 
5000 Teilnehmern besucht werden. Zusätzlich zu 
den Workshops in Brüssel finden zwischen 
September und Dezember 2017 lokale 
Veranstaltungen in ganz Europa statt.

Die 15. Europäische Woche der Regionen und Städte findet kurz 
vor der Veröffentlichung des Kohäsionsberichts und der Vorstel-
lung des mehrjährigen Finanzrahmens der EU für 2020-2026 
statt. So kann die Veranstaltung als Plattform für die Erfassung 
und Vorstellung der Ansichten von Regionen und Städten über 
den Haushalt und die anschließenden Legislativvorschläge 
bezüglich Kohäsionspolitik und ländlicher Entwicklung dienen.

Robuste Regionen und Städte 

Dieser Aktionsbereich konzentriert sich auf die wirtschaftlichen 
und sozialen Folgen der Globalisierung und die politische Antwort 
auf europäischer, nationaler, regionaler und lokaler Ebene. Die 
Teilnehmer können innovative Wege zur Förderung des Wandels 
vorstellen und besprechen, besonders wie die europäischen 
Städte intelligenter und stabiler werden können. 

Der Schwerpunkt der Workshops liegt unter anderem darauf, wie 
digitale Möglichkeiten bei der Entwicklung einer innovativen 
Planung, des Industriewandels, der intelligenten Spezialisierung 
und einer besseren Steuerung helfen können, um aktuelle 
Herausforderungen zu bewältigen und auf allen EU-Ebenen 
Arbeitsplätze und Investitionen zu fördern.

Regionen und Städte als Akteure des 
Wandels

Dieser Aktionsbereich betrachtet mögliche Anpassungen der 
EU-Regionalpolitik und  Stadtentwicklung für die kommenden 
fünf bis zehn Jahre und ermutigt allgemeinere Überlegungen aus 
der Perspektive der Regionen und Städte. Er bietet eine Plattform 
zur Abbildung der wirksamen Beiträge der EU-Regionen und  
Städte zum europäischen Projekt und gibt ihnen die Gelegenheit, 
zur zentralen politischen Debatte parallel zum Prozess „Nach-
denken über Europa“, der vom Europäischen Ausschuss der 
 Regionen eingeleitet wurde, beizutragen. 

Bei diesen Workshops geht es im Schwerpunkt darum, wie 
lokale und regionale Ökosysteme Ungleichheiten verringern kön-
nen, zum Beispiel durch die Kreislaufwirtschaft, die dritte indus-
trielle Revolution, offene Daten, eine integrierte territoriale 
Entwicklung, urbane Labore sowie Forschungs- und Innovations-
maßnahmen. Gleichzeitig werden Zukunftsaussichten erörtert.

Ergebnisorientierter Wissensaustausch 

Hier haben regionale und nationale Behörden, die durch die Euro-
päischen Struktur- und Investitionsfonds unterstützte 

15TH EUROPEAN WEEK  

OF REGIONS AND CITIES 2017

 

9-12 OCTOBER 2017, BRUSSELS

REGISTRATION OPENS ON 10 JULY

MEHR DAZU 

http://ec.europa.eu/regional_policy/

regions-and-cities/2017/index.cfm

http://ec.europa.eu/regional_policy/regions-and-cities/2017/index.cfm
http://ec.europa.eu/regional_policy/regions-and-cities/2017/index.cfm


 Programme durchführen, die Gelegenheit zum Austausch von 
Erfahrungen und vorbildlichen Praktiken bezüglich der Pro-
grammverwaltung im Zeitraum 2014-2020. Zu den wichtigsten 
Themen gehören die Suche nach Möglichkeiten, den Verwal-
tungsaufwand für Begünstigte durch Vereinfachung zu verrin-
gern, sowie Maßnahmen zur Stärkung der Institutionen und für 
den Aufbau von Verwaltungskapazitäten auf allen Ebenen. 

Gespräche mit Fachkräften werden durch Beiträge aus der Wis-
senschaft und aus Nicht-EU-Ländern ergänzt, die sich aus insti-
tutioneller Sicht und in Bezug auf kohäsionsfördernde 
Maßnahmen für den Prozess der europäischen Integration 
interessieren.

In den Workshops geht es um regionale Innovationssysteme, die 
Auswertung der territorialen Auswirkungen, die Umsetzung des 
Gelernten in die Praxis, ressourceneffiziente Städte, Kosten-Nut-
zen-Analysen und interregionale Zusammenarbeit und darum, 
wie Innovationsstandorte nachhaltigere Ergebnisse liefern 
können.

RegioStars

Die RegioStars Awards ermitteln bewährte Verfahren in der regi-
onalen Entwicklung und heben originelle, innovative Projekte 
hervor, die als Anreiz und Inspiration für andere Regionen dienen 
können.

Die Award-Kategorien für 2017 sind:

1. Intelligente Spezialisierung für Innovationen durch KMU
2. Energieunion: Klimaschutz
3. Teilhabe von Frauen und aktive Beteiligung
4. Allgemeine und berufliche Bildung
5. CityStars: Städte im digitalen Übergang

Die Mitglieder der RegioStars Awards-Jury unter der Leitung ihres 
Vorsitzenden MdEP Lambert van Nistelrooij bewerten gegen-
wärtig die 110 in diesem Jahr eingereichten Bewerbungen. 

Die Verleihung der RegioStars-Awards 2017 findet am Dienstag, 
den 10. Oktober in Brüssel statt. In diesem Jahr wird außerdem 
das 10. Jubiläum der Awards gefeiert und im zweiten Jahr in 
Folge eine öffentliche Abstimmung präsentiert.

MEHR DAZU
http://ec.europa.eu/regional_policy/de/regio-stars-awards/  

Lokale Veranstaltungen

Jede regionale Partnerschaft ist dazu aufgefordert, eine lokale 
Veranstaltung unter dem Titel „Europa in meiner Region/Stadt“ 
in Form eines Dialogs mit Bürgern zu organisieren, die zwischen 
September und Dezember 2017 stattfinden und ein Mitglied des 
Europäischen Ausschusses der Regionen einbeziehen soll. 

Das Ziel des Dialogs mit Bürgern ist es, ein direktes Feedback 
aus Städten und Regionen und den stattfindenden Diskussionen 
zu geben und zu erhalten. Diese Dialoge sind ein fester Bestand-
teil der AdR-Initiative „Nachdenken über Europa“, die im Frühjahr 
2018 in die Stellungnahme „Überlegungen zu Europa: die Stimme 
der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften zur Wieder-
herstellung des Vertrauens in die EU“ einfließen und so echte 
Beiträge aus Regionen und Städten zum politischen Prozess 
ermöglichen. Das Ziel ist, eine Vielzahl an Teilnehmern, u. a. die 
allgemeine Öffentlichkeit, Entscheidungsträger und Sachverstän-
dige anzusprechen und die Aufmerksamkeit für die Auswirkungen 
der EU-Politik auf ihre Regionen und Städte zu erhöhen. 

MEHR DAZU
http://cor.europa.eu/de/events/Pages/reflecting-eu.aspx
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Join the debate!

Reflecting
on Europe

http://ec.europa.eu/regional_policy/de/regio-stars-awards/
http://cor.europa.eu/de/events/Pages/reflecting-eu.aspx
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 „Interreg Volunteer Youth“:.  
Förderung der 
grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit und Solidarität 
Das Europäische Solidaritätskorps (ESC) ist eine neue Initiative der Europäischen Union, die jungen Menschen 
die Gelegenheit bietet, sich für Projekte im In- oder Ausland, von denen Gemeinschaften und Menschen in ganz 
Europa profitieren, freiwillig zu melden. Die EU-Regionalpolitik beteiligt sich mit 1 Million EUR an dieser Ini-
tiative, um grenzüberschreitenden, länderübergreifenden oder interregionalen Programmen die Möglichkeit zu 
geben, Freiwillige (EU-Bürger zwischen 18 und 30 Jahren) für zwei bis sechs Monate zu beschäftigen. Ziel ist die 
Unterstützung, Förderung und Bekanntgabe von Ergebnissen der Interreg-Programme und -Projekte und die 
Stärkung des Bewusstseins für die Vorteile der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in der EU. Zwei junge 
Freiwillige, die an der von der Arbeitsgemeinschaft europäischer Grenzregionen geleiteten Initiative „Interreg 
Volunteer Youth“ (IVY) teilnahmen, teilen ihre Erfahrungen mit uns. 

Straßburg, 14. September 2016: Ich betrete das Europä-
ische Parlament, nehme im Plenarsaal Platz – und bin 
gespannt auf die Rede von Jean-Claude Juncker zur Lage 
der Union. 

„Die Solidarität ist der Kitt, der unsere Union zusammenhält. 
[…] Als die portugiesischen Wälder brannten, löschten italie-
nische Flugzeuge die Flammen. […] In diesem Geiste schlägt 
die Kommission heute die Einrichtung eines Europäischen 
Solidaritätskorps vor. Junge Menschen aus der ganzen EU 
sollen als Freiwillige dort Hilfe leisten können, wo sie am 
dringendsten gebraucht wird […].“

Ich bin in Grenzregionen aufgewachsen und habe viele Jahre 
dort studiert, daher schätze ich den Mehrwert des territorialen 
Zusammenhaltes und der Integration in Grenzregionen sehr. 
Wenn das Überqueren einer Grenze zum Alltag gehört, sei es, 
um zur Arbeit zu kommen oder Sport zu treiben, erkennt man, 
wie wichtig es ist, dass diese Grenzen keine Hindernisse 
darstellen. 

Soweit ich es beurteilen kann, geht es in der EU um Solidarität, 
Demokratie und Freizügigkeit; um Länder mit einer gemein-
samen Vision; um Menschen, die zusammenarbeiten, die 
Menschenrechte vertreten und Ungleichheiten überwinden; 
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um Bürger, die in Freiheit leben. Der Europäische Solidaritäts-
korps bietet die unmittelbare Möglichkeit, diese Werte zu 
verbreiten und zu fördern und den Kitt zwischen den Europä-
ern zu festigen.

Ich habe meine Erfahrung als Freiwillige im Rahmen von Inter-
reg Volunteer Youth ab Montag, den 20. März gesammelt. Als 
Interreg-Reporterin im gemeinsamen Sekretariat des trans-
nationalen Programms „Donauraum“ (DTP) soll ich die Bedeu-
tung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in Europa 
und die Vorteile der europäischen Integration unterstützen, 
fördern und darüber berichten. Das Ziel von DTP ist die 
 Förderung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen 
Zusammenhalts und die Überwindung gemeinsamer Heraus-
forderungen, wenn länderübergreifende Zusammenarbeit 
greifbare Ergebnisse erzielen kann. 

Durch die enge Zusammenarbeit mit den 54 im Rahmen der 
ersten Ausschreibungen genehmigten Projekten habe ich 
gelernt, wie die länderübergreifende Zusammenarbeit den 
Weg für langfristige und große Projekte mit einer nachhaltigen 
Perspektive ebnet. Die Zusammenarbeit der Länder kann 
dabei helfen, gemeinsame Probleme zu lösen, indem bewährte 
Verfahren und Erfahrungswerte in anderen Ländern berück-
sichtigt werden. Die Europäer einander näher zu bringen ist 
eine Möglichkeit, den Austausch von Ideen und Wissen zu 
vereinfachen und so die strategische Arbeit an gemeinsamen 
Zielen zu fördern.

Dank meiner Arbeit als erste Freiwillige für ESC/IVY konnte 
ich neue und äußerst wertvolle Erfahrungen sammeln. Ich 
hatte unvergessliche Erlebnisse – die Teilnahme am Tag der 
offenen Tür in Brüssel, Videoaufnahmen für die Europäische 
Kommission, Interviews für Radio und Zeitungen, ein Treffen 
mit dem EU-Kommissar für Haushalt und Personal und dem 
Präsidenten des Ausschusses der Regionen, eine Rede über 
dieses Abenteuer bei einem Seminar für ungarische Journa-
listen … Für mich hat eine herausfordernde, aber einzigartige 
Reise begonnen!

Manon, Frankreich (links)............................
Warum sollte ich mich als Deutsche für Polen, Dänemark, 
Schweden und Litauen interessieren? Ich habe mich als Frei-
willige für das Interreg-Programm „Südliche Ostsee“ – ein 
grenzüberschreitendes Kooperationsprogramm, an dem zahl-

reiche Regionen im südlichen Ostseeraum teilnehmen – 
gemeldet, weil ich fest vom Mehrwert der Zusammenarbeit 
für die Bürger in Europa überzeugt bin. Ich glaube außerdem, 
dass das Europäische Solidaritätskorps den Teilnehmern von 
Interreg Volunteer Youth die einzigartige Möglichkeit bietet, 
einen echten Beitrag zur Bildung eines Gemeinschaftsgefühls 
zu leisten, das allen Vorteile bietet. Der einzigartige Bot-
tom-up-Ansatz von IVY, der zahlreiche Partner auf lokaler, 
regionaler, nationaler und europäischer Ebene einbezieht, hat 
mich über die Solidarität im Sinne einer erweiterten Gemein-
schaft, die grenzüberschreitende Zusammenarbeit fördert und 
mehrere einander ergänzende Ebenen der Zugehörigkeit 
umfasst, nachdenken lassen. 

Welche Erfahrungen habe ich beim Umsetzen der Theorie in 
die Praxis bisher gemacht? Meine Lernkurve als IVY-Reporterin 
startete mit einem „großen Knall“: dem Tag der offenen Tür 
im Berlaymont-Gebäude in Brüssel. Mehr als 30 Generaldi-
rektionen der Europäischen Kommission stellten über 12 000 
Bürgern ihre Tätigkeit vor! Manon und ich führten Interviews, 
informierten interessierte Besucher und hatten sogar die 
Gelegenheit, unsere Meinungen zum ESC in einer Live-Radio-
sendung mitzuteilen. Jetzt bin ich wieder in Polen und freue 
mich darauf, in diesem Sommer „an der Basis“ über viele 
interessante Projekte der europäischen territorialen Zusam-
menarbeit zu berichten. 

Die Freiwilligentätigkeit für dieses besondere grenzüberschrei-
tende Kooperationsprogramm im südlichen Ostseeraum hat 
meinen Horizont erweitert, meinen Solidaritätssinn verstärkt 
und meinen Glauben an gemeinsame Lösungen für die heu-
tigen Herausforderungen gestärkt. Ich hoffe, dass meine 
Lernkurve als IVY-Reporterin weiterhin so positiv verläuft wie 
zu Beginn und viele weitere optimistische junge Menschen in 
Zukunft beim ESC tätig werden. 

Yasmin, Deutschland (rechts)  

MEHR DAZU
https://europa.eu/youth/solidarity_de
https://www.interregyouth.com/ 

„Wenn das Überqueren einer Grenze zum 
Alltag gehört, sei es, um zur Arbeit zu 

kommen oder Sport zu treiben, erkennt 
man, wie wichtig es ist, dass diese 

Grenzen keine Hindernisse darstellen.“

„Ich wollte mich als Freiwillige für das 
Interreg-Programm „Südliche Ostsee“ 

melden, weil ich vom Mehrwert der 
Zusammenarbeit für die Bürger in Europa 

fest überzeugt bin.“

https://europa.eu/youth/solidarity_de
https://www.interregyouth.com
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Andrew
Liam

Sara

Die Interreg-Jahrestagung fand vom 26.-28. 
April 2017 in Malta statt. Sie wurde von der 
Generaldirektion Regionalpolitik und 
Stadtentwicklung mit Unterstützung der 
maltesischen Präsidentschaft des Rates der 
Europäischen Union organisiert.

Während der Veranstaltung konnten die Teilnehmer eines von 
drei Projekten besuchen: 

 > Lithos – ein grenzüberschreitendes Projekt zum Schutz 
und zur Aufwertung des historischen Erbes 

 > CypFire – ein länderübergreifendes Projekt zum Schutz 
des natürlichen Erbes der Mittelmeerregionen vor Feuer 

 > Die Infrastruktur zur Abwasserbehandlung im Süden 
Maltas. 

Studenten des Fachbereichs Journalistik am Malta College of 
Arts, Science and Technology (MCAST) waren ebenfalls ein-
geladen. Die Projektbesuche waren eine Gelegenheit für junge 
Menschen, konkrete Vorteile der Zusammenarbeit kennenzu-
lernen. Ihre Eindrücke schildern sie hier. 

Lithos 

Das Ziel dieses grenzüberschreitenden Projekts von Malta und 
Sizilien ist der Schutz und die Aufwertung des historischen 
Erbes. Daphne Marie Fenech, die leitende Architektin des Pro-
jekts, erklärte uns im Palast der Inquisitoren in Vittoriosa, 
dass das Projekt Synergien zwischen der historischen Arbeit 
zweier Nationen (Malta und Sizilien) schaffen und zur Sanie-
rung von Gebäuden und Bauwerken einsetzen möchte, die 
sonst verloren wären. 

Eine der wichtigsten Techniken im Projekt ist die Stereotomie, 
die sich mit dem geometrischen Wissen über die Zeichnung 
und den Zuschnitt von Blöcken aus festem Material befasst. 
Fenech gab an, dass die greifbaren Ergebnisse des Projekts 
dabei halfen, Mittel aus dem Europäischen Regionalfonds zu 
erhalten. So wurden ein Museum und ein Schulungszentrum 
mit Materialien, Ausrüstung und Knowhow aus Ragusa auf 
Sizilien errichtet, die in Malta nicht zur Verfügung standen. 

Zu den Vorteilen der Zusammenarbeit mit einem anderen 
EU-Land in einem grenzüberschreitenden Projekt gab Fenech 
an, dass die Kommunikation außergewöhnlich sei und eine 
Plattform wie die EU dabei helfe, einen Pool von Ländern zu 
schaffen, die nach Partnern für ähnliche Projekte suchen.

 Neben der Erneuerung alter Bauwerke und Infrastrukturen 
zielte das Projekt auf die Belebung des Steinmetzhandwerks 
in Malta ab. Vor dieser und ähnlichen Initiativen wurde das 
Ende des Steinmetzhandwerks und anderer historischer 
Berufe im Bereich Architektur befürchtet. 

Während der Informationsveranstaltung wurde auch die Wich-
tigkeit von MCAST hervorgehoben. Die Mitarbeit des Instituts 
an den zahlreichen Forschungstätigkeiten von Heritage Malta 
gab einigen angehenden Steinmetzen neuen Mut.

Liam

.Studenten berichten.  
über Interreg-
Projekte in Malta
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Miguela
Mauro

CypFire 

Am 27. April hatte ich Gelegenheit, an einer Veranstaltung der 
Kommission zum Projekt „CypFire“ teilzunehmen. Vor dem Besuch 
einiger Standorte wurde im Gemeinderat von Mgarr ein Vortrag 
gehalten. Wir wurden von Bürgermeister Paul Vella begrüßt, der 
drei weitere Redner vorstellte – Roberto Danti, Gianni Della Rocca 
und Eman Vella. 

Sie sprachen über ihre Mitwirkung an diesem Projekt. Danti nannte 
das Ziel des Projekts: Waldbrände mithilfe einer natürlichen Bar-
riere zu verhindern – Zypressen. Er erklärte, wie das Projekt dank 
zahlreicher Experimente in verschiedenen Ländern und dem nach-
folgenden Wissensaustausch entstand. 

Della Rocca berichtete von den technischen Aspekten des Projekts 
und nannte wissenschaftliche Details über die Eigenschaften der 
Mittelmeer-Zypresse. 

Abschließend beschrieb Vella den Beitrag des Gemeinderats Mgarr 
zu früheren Experimenten, um die für eine natürliche Barriere 
geeignetste Zypressenart zu ermitteln. Mgarr war der beste 
Anwärter für die Anpflanzung von Bäumen, da es über das 
gepflegteste ländliche Gebiet auf Malta und viel Platz verfügt. Die 
Bäume wurden in den Jahren 2006 bzw. 2012 an zwei Orten – in 
der Nähe von Gnejna und in Ballut – gepflanzt. Diese Bäume 
werden weiterhin überwacht, obwohl „CypFire“ bereits beendet is. 

Sara und Andrew

Anlage zur Abwasserbehandlung 
„Ta‘ Barkat“

Die Jahrestagung umfasste einen Besuch der „Ta‘ Barkat“-An-
lage zur Abwasserbehandlung in Xgħajra auf Malta. Stefan 
Cachia und David Sacco, Ingenieure des Wasserversorgungs-
unternehmens, stellten die Ziele, Agenda und Infrastruktur 
des Projekts vor.

Cachia sprach zuerst über CF116, eines der wichtigsten Abwas-
serprojekte in Malta. Dieses operationelle Programm wurde 
ursprünglich im Dezember 2007 bei der Kommission vorgelegt 
und im Juli 2010 förmlich eingereicht. Nach Angaben von 
Cachia bringt CF116 die Badewasserqualität in  Einklang mit 
der Badegewässerrichtlinie und beseitigt zusätzliches ungefil-
tertes Abwasser, das ins Meer geleitet wird. Das Projekt zielt 
zudem darauf ab, alle Geruchsemissionen bei der Ableitung 
von ungefiltertem Abwasser zu beseitigen. Die Projektkosten 
belaufen sich laut Cachia auf ca. 80,1 Millionen EUR.

Sacco erörterte die Ziele des Projekts im Hinblick auf einen 
verringerten Druck auf die natürlichen Wasserressourcen, um 
die verfügbare Wasserversorgung zu diversifizieren und den 
Anteil an aufbereitetem Wasser zu erhöhen. Er gab außerdem 
an, dass der Wasserversorger über 90 Bohrlöcher, 10 Pump-
stationen und 3 Meerwasser-Umkehrosmoseanlagen auf Malta 
und 44 Bohrlöcher und 2 Pumpstationen auf Gozo verfügt.

Das Wasserversorgungsunternehmen will weitere Investitio-
nen in eine bessere Lebensqualität vornehmen, die eine Inves-
tition in die Zukunft der maltesischen Bevölkerung darstellen. 
Die Delegation besuchte danach die Anlage.  

Miguela und Mauro 

MEHR DAZU 
http://webcasting.streamdis.eu/Mediasite/Catalog/
Full/5eea1d0698264ad88e78a7cbf397459221

http://webcasting.streamdis.eu/Mediasite/Catalog/Full/5eea1d0698264ad88e78a7cbf397459221
http://webcasting.streamdis.eu/Mediasite/Catalog/Full/5eea1d0698264ad88e78a7cbf397459221
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DAS EUROPÄISCHE 
INVESTITIONS-
VORHABENPORTAL (EIPP)

Das EIPP bietet in der EU ansässigen 
öffentlichen und privaten Projektträgern 
die Möglichkeit, über ein Webportal Inves-
toren auf der ganzen Welt zu erreichen. 
Das Portal wurde aufgrund des Wunsches 
der Investoren, mehr potentielle Investiti-
onsmöglichkeiten in der EU auf einer zen-
tralen Plattform sichtbar zu machen, 
konzipiert. Es bietet erweiterte Such- und 
Filterkriterien, die es Investoren erleich-
tern, Projekte zu finden, die ihren Vorstel-
lungen entsprechen.

Das Portal fördert die Sichtbarkeit EU-ba-
sierter Projekter, indem es diese in einem 
strukturierten und einheitlichen Format 
einem umfassenden Netz internationaler 
Investoren vorstellt. 

SIE KÖNNEN IHR 
INVESTITIONSPROJEKT UNTER 
ec.europa.eu/eipp 

POLEN: EINE INITIATIVE 
DER KOMMISSION HILFT 
EINKOMMENSSCHWACHEN 
REGIONEN, 
AUFZUSCHLIESSEN

Eine einjährige Pilotinitiative erzielt als 
Teil der maßgeschneiderten Hilfe der 
Europäischen Kommission für wachs-
tums- und einkommensschwache 
EU-Regionen vielversprechende Ergeb-
nisse in Polen. Sachverständige der 
Kommission und der Weltbank arbeite-
ten im vergangenen Jahr mit nationa-
len und lokalen Behörden in Polen 
zusammen, um Lösungen zur Förde-
rung der wirtschaftlichen Entwicklung 
in den einkommensschwachen Regio-
nen Karpatenvorland und Heiligkreuz in 
Ostpolen zu finden. Sie haben strate-
gische Prioritäten und konkrete, schnell 
durchführbare Maßnahmen für Hoch-
schulen, das Geschäftsumfeld und die 
Arbeitskräfte erarbeitet. 

Auf der Grundlage dieser ersten vielver-
sprechenden Pilotmaßnahmen wurde ein 
Umsetzungsplan erarbeitet, um diese 
Projekte in anderen geeigneten polni-
schen Regionen zu wiederholen.

MEHR DAZU 
http://europa.eu/!Cm83tg

100. VERANSTALTUNG 
VON PEER-2-PEER UND 
BEREITSCHAFT FÜR 
MEHR!

TAIEX-REGIO PEER-2-PEER erreichte den 
Meilenstein seiner 100. Veranstaltung, als 
die ungarische Delegation Partner in 
Litauen besuchte, um bewährte Verfahren 
für die Durchführung von Finanzierungs-
instrumenten für Energieeffizienz auszu-
tauschen. Das erst vor zwei Jahren durch 
die GD Regionalpolitik und Stadtentwick-
lung in enger Zusammenarbeit mit der GD 
Nachbarschaftspolitik eingeführte 
TAIEX-REGIO PEER-2-PEER ist ein sehr 
geschätztes und unkompliziertes Instru-
ment, das es den Verwaltungen der Mit-
gliedstaaten erleichtert, sich zu treffen 
und Erfahrungen in zahlreichen Themen-
bereichen im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der Europäischen Struktur- 
und Investitionsfonds auszutauschen. 

Bis heute hat die Kommission 171 Anfra-
gen für einen Austausch erhalten, von 
denen 100 unter Teilnahme von 1500 
Teilnehmern aus 25 EU-Mitgliedstaaten 
stattfanden. Die große Vielfalt der bei 
einem solchen Austausch behandelten 
Themen reicht von Verwaltung und Kont-
rolle bis hin zu Finanzierungsinstrumenten, 
Stadtentwicklung, intelligente Spezialisie-
rung, öffentliche Auftragsvergabe usw. 
Die Mitgliedstaaten gaben Rückmeldung, 
dass das Instrument hilfreich, benutzer-
freundlich und unbürokratisch ist.

MEHR DAZU
http://funding.balticsea-region.eu/

NACHRICHTEN [ IN KÜR ZE ]

http://ec.europa.eu/eipp
http://ec.europa.eu/regional_policy/de/newsroom/news/2017/05/31-05-2017-poland-a-commission-initiative-helps-low-income-regions-catch-up
http://funding.balticsea-region.eu
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21.-23. NOVEMBER 2017 
München (DE)

2. Jährliches Forum der EU-Strategie 
für den Alpenraum 

27.-28. NOVEMBER 2017 
Rotterdam (NL)

Städteforum

Weitere Informationen zu diesen Veranstaltungen finden 
Sie auf der Inforegio-Website in der Rubrik „Agenda der 
regionalpolitischen Veranstaltungen“: 
http://ec.europa.eu/regional_policy/de/newsroom/events/
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